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11. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (1. Septbr.) 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchon lange vor der Eröffnung 
überfüllt. Am Miniſtertiſche: Finanzminiſter v. d. Heydt, mn 
v. u 5 1 855 v. Selchow, Re Geh 

r Lippe, Handelsminiſter Gra e itz und Regier.⸗Commiſſare Geh. 

ine, ene und De N 

Nach den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen macht der Präſident 
bekannt, daß der Abg. Dr. v. Bunſen in das Haus eingetreten und in die 
6. Abtheilung verloſt worden iſt. ER 

Er heilt ſodann mit, daß aus Schleswig⸗Holſtein eine mit 2925 Unter⸗ 
ſchriften verſehene Erklärung an das Haus gelangt ſei, worin gegen die Ein⸗ 
berleibung in Preußen, ſowie gegen die Einführung der Perſonal⸗Union mit 
Preußen, eben ſo wie gegen eine Abtretung Nord⸗Schleswigs an Dänemark 
ohne Zuſtimmung der Stände Schleswig: He ort proteſtirt wird. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung erhält das Wort der Kriegsmini⸗ 
De v. Roon. Meine Herren! Die königl. Staatsregierung iſt von Seiner 

ajeſtät dem Könige ermächtigt, der Landesvertretung einen Geſetzentwurf 
vorzulegen, betreffend die Penſionserhöhung für die im Kriege invalide ge⸗ 
wordenen und im activen Militärdienſt verſtümmelten und erblindeten Offi⸗ 
ziere der Linie und Landwehr und die oberen militäriſchen Beamten; betr. 
zweitens die Unterſtützung der Wittwen und Kinder der militäriſchen Perſonen 
deſſelben Ranges. Es wird damit eine Lücke ausgefüllt werden, welche noch 
übrig geblieben iſt, nachdem die Landesvertretung im v. J. für die Mann⸗ 
ſchaften vom Feldwebel und Wachtmeiſter abwärts geſorgt hat. Es drängt 
mich, m. H., dieſen Geſetzentwurf der Sympathie des Hauſes mit beſonders 
warmen Worten zu empfehlen; bei der Erwägung indeß, daß dies Bedürfniß 
meines Herzens und Pflichtgefühls ohnehin den lebhafteſten Widerhall im 
Lande und jeiner Vertretung finden wird (Bravo rechts!), glaube ich mich 
darauf beſchränken zu können, die Vorlagen auf den Tiſch des Hauſes nieder⸗ 
zulegen. Ich überreihe ſomit die allerhöchſte Ermächtigung, den Geſetzent⸗ 
u; die Motive und eine Beilage, indem ich die geſchäftliche Behandlung 
dem Haufe anbeimgebe. HER 

Auf den Vorſchlag des Präfiventen wird die Vorlage einer beſonderen 
Commiſſion von 14 . überwiefen, deren Wahl am Montag 
Mittag 12 Uhr ſtattfinden ſoll. — 

Auf die Anfrage des Präſidenten an den Abg. v. Bonin, ob damit 
eine heute von ihm eingereichte Interpellation, betr. den Erlaß eines Inva⸗ 
lidengeſetzes, erledigt ſei, erwiderte Abg. v. Bon in: Meine Herren! Die Bor: 
lage, welche der Kriegsminiſter heute in das Haus gebracht hat, iſt gewiß 
au) allen Seiten mit der größten Freude begrüßt worden; es wird durch bie: 
elbe auch das erreicht, was ich durch meine Interpellation anzuregen be⸗ 
chloſſen hatte; ich ziehe dieſelbe deshalb zurück, indem ich mir vorbehalte, 
meine ſpeciellen Gedanken bei der Berathung der Vorlage auszuſprechen. 

Es wird ſodann zur Tagesordnung übergegangen; der erſte Gegenſtand 
iſt die Vereidigung derjenigen Mitglieder des Hauſes, welche den vorgeſchrie⸗ 
benen Eid auf die Verfaſſung noch nicht geleiſtet haben. Es leiſten die 
Abg. v. Arnim (Templin), Bertram, Binder, Dr. Caſſel, Claſſen⸗ 
Kappelmann, Graf zu Dohna, v. Eicke, Engel, v. Eynern, Falten 
berg, v. Grävenitz (Grünberg), Honig, Graf v. Keller, Baron 
v. Korpff, v. Laszewski, Maranski, d. Muſchwitz, Otto, Rohde, 
Graf v. d. Schulenburg (Czarnikau), Graf v. d. Schulenburg (Salz: 
wedel), Schunke, Schwartz, v. Sulimierski, Triacca, v. Wedell, 
Weicke, v. Weitzel, Werner, Willimek, Zanders den Eid in der vor⸗ 
geſchriebenen Form. Das ganze Haus und die Tribünen erheben ſich wäh⸗ 
nn if ber Baldt ber Bud 

e Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budget 
Gommiltion über den Geſetz⸗Entwurf, betr. die Ertheilung der Indem. 
nität in Jazug auf die Führung des Staatshaushalts von 1862 ab und die 
Ermächtigung zu den Staaksgusgaben für das Jahr 1866. 

Der Geſetzeniwurf, wie ihn die Budgetcommiſſion beſchloſſen hat, lautet: 

Art. 1. Die dem gegenwärtigen Geſetz als Anlagen beigefügten Ueber⸗ 
ſichten der Staatseinnahmen und Ausgaben ſollen für die Jahre 1862, 1863, 
1864 und 1865 ſtatt des verfaſſungsmäßigen und alljährlich vor Beginn 
des Etatsjahres zu vereinbarenden Staatshaushaltsgeſetzes als Grund: 
lagen für die Rechnungslegung und die Entlaſtung der Staatsregierung 
dienen. 5 * F 

Art, 2. Der Staatdregierung wird in Bezug auf die ſeit dem Beginn des 
Jahres 1862 ohne geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushaltsetat geführte Ver: 

tung, vorbehaltlich der Beſchlußfaſſung des Landtages über die Entlaſtung 
der Staatsregierung nach Vorlegung der Jahresrechnungen, Indemnität er⸗ 
theilt, daß es rückſichtlich der Verantwortlichkeit der Staatsregierung ſo ge⸗ 
halten werden ſoll, wie wenn die Verwaltung in der erwähnten Zeit auf 
Grund geſetzlich feſtgeſtellter und rechtzeitig publicirter Staatshaushalts⸗Etats 
geführt worden wäre. 

Art, 3. Die Staatsregierung wird für das Jahr 1866 zu den Ausgaben 
der laufenden Verwaltung bis zur Höhe von 154 Millionen Thalcen ermächtigt. 

tt. 4, Die Staatsregierung iſt verpflichtet, eine Nachweiſung über die 


Staatseinnahmen und Aus a i 1867 
Denn Sanbinge Denken gaben des Jahres 1866 im Laufe des Jahres 


des Indemnitäts⸗Geſetzes er hat, beſtand aus den Abgeordneten Dr. 


inanjminifter v. d. Heydt: M. H.! Ich darf es als eine erfreuliche 
ri 5 RR, 13 Regierungsvorlage in demſel⸗ 
dig b. Ausführung der überall 
Throntede 2 wahrhaft landesväterlichen Erklärung in der allerhöchsten 
den Verhandlungen man üft. Es hat mir zur wahren enugthuung gereicht, 
Br ſichts der dentwürdicen c ſion von Anfang bis zu Ende beizuwohnen. 
ine große und neue Zufunſt eigmifle, welche nach Gottes gnäbiger Fügung 
eine groe pie Regierung ez dan ſerem Lande bereiten, hat die Commiſſion 
gleich wie Wu ſchen des Sms wohlerwogenen Intereſſen, ja den kundge⸗ 
ioordenen Vara ein Erde zu Emffpredhend erachtet, den unerauidlichen 
oretiſchen Jen gte tion zu derlaßſeren, den Gtantpunft ver alen Fort 
bindernden diden Boden der Thalſa and fortan im Einvernehmen mit 
feugdegierung auf pen te die volle Thachen und der Bahn eines wahrhaft 
rüchtbeingenden Fortſchritts die 10 Geſcleit den großen Aufgaben unmit⸗ 
telbar zuzuwenden. Möchten biejelben flug auch bei der Plenar⸗Be⸗ 
ralhung des Hauſes einen entſcheidenden Einfluß üben, damit das Ergeb⸗ 
ib im ganzen Lande mit Freuden begrüßt werde. Es wird zu dauerndem 
Segen gereichen, und man wird der Vergangenheit dann nur len geden⸗ 
fen, um daraus die Lehre zu ziehen, wie ea 11 4% dl d der Geſetzgebung, 
1 wie es jedem Einzelnen obliegt, in Zukunft Jo el als möglich ſolchen 
Verwickelungen vorzubeugen (Bravo rechts). Ich erlaube mir ſchließlich die⸗ 
enigen Erllirungen, welche bei den Verhandlungen der Commiſſion abgege⸗ 
ſind, auch von dieſer Stelle aus zu beſtätigen und namentlich zu wieder⸗ 
bolen, daß die Staatsregierung dem Amendement der Commiſſion beitritt, 


die Annahme der Vorlage nach der Faſſung der Commiſſion empfiehlt.] bu 


Bei eine Dr. Waldeck 


egen den Commiſſions⸗ Antrag): Meine Herren! 
er Debatte, die An} 


cheinlich eine große Ausdehnung gewinnen wird, 
Sie mir es, als erſter Redner 0 kurz wie möglich die Gründe zu 
entwickeln, die es mir nicht erlauben, dem Geſeß und noch weniger dem Com⸗ 


Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


miſſtonsantrage meine Zuſtimmung zu geben. Man ſpricht hier von Verſdh⸗ 
nung, von den Wünſchen des Landes, von der Betheiligung an den Arbeiten 
des Staates, das iſt ungefähr Alles, was ich in den Commiſſions berichten 
gefunden habe. Dazu kommt noch, daß die Thronrede, wie wir das ja in der 
Adreſſe anerkannt haben, eine Erklärung rückſichtlich des Artikels 99 der Ver⸗ 
faſſung giebt. Es wird angenommen, daß die Forderung der Indemnität 
gewiſſermaßen ein Entgegenkommen ſei, und daß dies Entgegenkommen nur 
dadurch beantwortet werden kann, daß man die verlangte Indemnität gebe. 
ch muß dem widerſprechen; ich habe pflichtmäßige Sorgfalt angewendet, 
kann aber nicht zu dem Reſultat kommen, daß irgend einer der Gründe vor⸗ 
handen iſt, der mich bewegen könnte, dem be dine Ju meine Zuſtimmung 
zu geben. Feſt ſteht es, daß keine Ausgabe ohne Zuſtimmung des Hauſes 
der Abgeordneten gemacht werden kann; das iſt aber geſchehen, geſchehen in 
einer Reihe von vier Jahren, ungeachtet das Haus mit der größten Geduld 
und, ich kann wohl jagen, mit der ausdauerndſten Langmüth (Bewegun 
rechts) keinen Schritt mehr that, als ſeine Pflicht von ihm forderte, aber au 
keinen Schritt weniger. Meine Herren! Das frühere Haus hat diejenigen 
Koſten, welche durch die Reorganiſation der Armee verlaßt waren, abge⸗ 
ſtrichen; es hatte dazu die gewichtigſten verſchiedenſten Gründe. Es hatte 
dazu den Grund, daß vie Dienſtpflicht von 5 auf 7 Jahre vermehrt wurde, 
daß die Landwehr zur Linie gezogen wurde, es hatte dazu den Grund ſeines 
verfaſſungsmäßigen Rechtes, weil zu allen Zeiten die Errichtung neuer Stel⸗ 
len im Heere von der Bewilligung des Hauſes abhängig gemacht werden muß. 
Dieſe Gründe bewogen uns dazu. Dieſe Gründe wurden von der Regierung 
beſtritten, und im Laufe der den führte dies zur Bestreitung des gungen con: 
ftitutionellen Syſtems. So ſteht die Sache rüdfichtlih des Anlaſſes des 
Conflictes, wie ſteht ſie aber rückſichtlich des Conflictes ſelbſt. Aller⸗ 
dings enthält die Thronrede eine hierauf bezügliche 1 die wir jo 
aufgefaßt haben, wie es in der Adreſſe von uns geſchehen iſt. Und doch 
hören Sie aus den Erklärungen des ere Miniſters in den Com⸗ 
miffionen, daß die Regierung keineswegs unſere Auffaſſung theilt. daß es ſich 
ſehr fragt, ob ſie in einem ähnlichen Falle nicht ebenſo handeln wird. Was 
nutzt es alſo, unter ſolchen Ausſichten einen derartigen Geſetzentwurf, ſolch 
ein Blatt Papier anzunehmen? Sind wir denn dadurch wirklich in einem 
verfaſſungsmäßigen Zuſtand? Nach meinen Begriffen von Budgetrecht und 
Verfaſſungsrecht kann ich durchaus nicht finden, daß wir dadurch in einen 
verfaſſungsmäßigen Zuſtand hineinkommen. N. das etwa ein Budget für 
das Jahr 1866, wenn man Ausgaben im Betrage von 154 Millionen ge⸗ 
nehmigt, ohne daß man weiß, was man genehmigt. Glaubt man dadurch 
ein Budget zu erlangen? Wenn wir das hätten thun wollen, jo hätten wir 
das erheblich leichter gehabt. Nein, budgetmäßig, und das iſt ſchon in einem 
Antrage des Commiſſionsberichtes von Herrn Hoverbeck ſehr richtig hervor⸗ 
gehoben worden, budgetmäßig ſteht die Sache ſo: Es wird in dieſem 
Jahre kein Budget vorgelegt werden. Es war vorgelegt, das Haus, 
das daſſelbe ſeiner Zeit in der Commiſſion erwogen hat, iſt ge 0 wor 
den, ehe es zur Berathung über daſſelbe kam. 9 liegt aber kein Budget 
vor, dagegen iſt uns verſprochen worden, daß das Budget für 1867 fo früh⸗ 
zeitig vorgelegt werden fol, daß es noch vor Schluß des Jahres berathen 
und zum Geſetz erhoben werden kann; ein höchſt annehmbares Verſprechen, 
aber n kefinden wir uns nicht eher in einem perfaſſungsmäßigen Zur 
ſtande, bis dieſes Budget für 1867 von uns genehmigt worden iſt. KW 
wenn das unwiderſprechlich ift, was ſoll denn jetzt die Indemnität? Ich bitte 
Sie, was heißt denn das Anderes, als daß man die Miniſter von denjenigen 
Anſprüchen, die man an ſie machen kann, und von den Folgen befreit, die 
für ſie daraus entſtehen können, weil ſie gegen die Verfaſſung Geld ausge⸗ 
geben haben? Und nun frage ich Sie, unter welchen Umfänden kommen 
denn ſolche Geſetze vor? doch gewiß nie eher, als bis dec geſetzliche Zuſtand 
vollkommen wieder hergeſtellt iſt. Und da jehen Sie alſo ganz klar, da 
hier von Indemnität gar nicht die Rede ſein kann, weil wir uns nicht wieder 
in geſetzlichen Zuge bewegen. Es iſt ſehr richtig, daß das mort 
in der Praxis nichts bedeuten kann, in Ermangelung eines Miniſter⸗ 
Verantwortlichkeits⸗Geſetzes haben wir ja dieſe ganze Reihe von Jah⸗ 
ren hindurch einer Miniſter⸗Anklage entſagen müſſen. Von einer prak⸗ 
tiſchen Bedeutung der Gewährung der Indemnität unter den gegenwärtigen 
Umſtänden iſt alſo gar nicht die Rede; aber deſte größer iſt ihre theore⸗ 
tiſche Bedeutung — ich acceptire dies Wort des Herrn Finanzminiſters — 
denn es iſt die Rechts- und Verfaſſungs⸗Theorie, die wir feſtgehalten 
haben fo diele Jahre und die wir feithalten wollen auch in Zukunft. Außer⸗ 
dem iſt keine einzige der Folgen, die ſich an dieſen Budgetſtreit geknüpft 
haben, bisher beſeitigt worden. Nirgend iſt den vielen gekränkten Rechten 
eine Reſtitution gewährt worden, nitgend ift etwas gegen die Bebrän niſſe 
der Preſſe geſchehen. Wenn Jemand, wie it, grundſätzlich Optimiſt iſt, jo 
iſt es ſchwer, jeder Hoffnung ganz und gar zu entſagen, aber zum Hoffen von 
ſolchen Erklärungen, wie wir fie gehirt haben, iſt wahrlich ein weiter Schritt. 
Demgemäß kann ich auch den Schritt, den das Haus mit Annahme dieſes 
Geſetzes im Begriff iſt, zu thun, nur ſo auffaſſen, daß Alles, was das Haus 
bisher für das Land gethan hat, hiermit aufgehoben wird, als eine Abſchwö⸗ 
rung Alles desjenigen, wofür wir gekämpft haben. M. H., im Budget für 
1867 werden wir wieder die Militärfrage zu beurtheilen haben, ich hoffe, daß 
man eine ſtarke Landwehr für nothwendig erachten wird, daß man ein Volts⸗ 
heer zu würdigen gelernt hat. Aber nie und nimmer werden wir darauf 
eingehen, daß in einem conſtitutionellen Staate das Heer feſtgeſtellt und 
regiert werde abſolutiſtiſch. Man ſagt jetzt, macht doch ein Ende mit 
dieſer Frage, flieht ab, denn die deufſche Frage iſt jetz ja vorhanden. 
H., Sie wiſſen, daß ich, wie irgend Einer, die Erfolge, welche wir in der 
auswärtigen Politit errungen haben, anerkenne; aber die Einheit ſoll nicht 
ohne die Freiheit exiſtiren; zur Conſtituirung eines freiheitlichen Deutschland 
wollen wir Sr. Diejeftät dem Könige die Hände reichen, aber nicht zur 
Stützung des Abſolutismus, denn wir willen, daß am Ziele dieſer Bahn der 
perpetuirliche Krieg und am Ende das Verderben liegt. (Bravo links.) 
Geſtern laſen wir ja noch don der Abgeordneten⸗Kammer in München, 

daß fie einen engen Anſchluß Baierns an Preußen verlangt. Ja, jagen wir 
jenen Ländern, daß wir es mit dem Budgetrecht leicht nehmen, wo wird da 
die Sympathie bleiben! Die Regierung hat dieſen Krieg glücklich geführt, wie 
ein Gewitter, wie ein luftreinigendes Gewitter zog er dahin über die alten 
verrotte en Zuſtände, aber permanent möchte ich doch den Degen und das 
Zündnadelgewehr nicht als diejenigen Organe anſehen, mit denen man die 
Einheit Deutſchlands herbeiführt. 15 3 

„Die Gründe, welche die udget⸗Commiſſion anführt, find durchaus nicht 
ſtichhaltig. Es heißt da, das Land frage nicht mehr nach dem Budgetrecht. 
Wer hat Ihnen denn das gejagt, doch wohl nicht Diejenigen, die Sie auf 
dieſer Seite hier (nach links gewandt) gewäblt haben? Glauben Sie denn 
daß dieſe Begeiſterung, die jezt herrſcht. immer währen wird? Auch, 1813 
war die Begeiſterung groß, aber was entſtand ſpäter daraus? Das Ber: 
langen nach Freiheit, jenes Verlangen, auf das mit den karlsbader Ber 
ſchluſſen und mit dem Vorgehen des deutſchen Bundes geantwortet wurde, 
der ſich wie ein Bleigewicht an die Freiheit hing. Gerade weil 30 bis 40,000 
Menſchen im Kriege umgekommen find, müſſen die Ueberlebenden um fo bie 
ſorgfältiger ge die Freiheit wachen. Das iſt alſo nicht die öffentliche Mei⸗ 
nung, die ich kenne, noch viel weniger die, die zu repräſentiren ich irgend Luſt 
abe. Und was unſere Theilnahme am Staatsleben, unſere Wirkung 
in demſelben anbetrifft, ſo wird doch wohl Niemand behaupten, daß dieſe 
Theilnahme nicht vorhanden iſt, wenn man ein Geſetz F Erfreuen Sie 
ſich an dem Anerkenntniß der Regierung, aber geben Sie kein böſes Beiſpiel, 
indem Sie es der Regierung ſo leicht machen, die Verfaſſung zu brechen, in 
der Vorausſicht, daß ſie immer im folgenden Jahre Indemnität dafür erlan⸗ 
gen wird, und zwar weil Ereigniſſe eingetreten find, die eigentlich nicht im 
geringsten Zuſammenhange damit jtehen. Halten Sie die Hoffnung, die das 
ganze Land hegt, auf Wiederherſtellung verfaſſungsmäßiger Zustände aufrecht 
im Sinne des ganzen deutſchen Vaterlandes, Sie werden ſich dadurch erſt 
recht betheiligen an den Arbeiten des Staates. Aber ehe ein ſolcher Zuſtand 
80 it, 25 2 55 5 dhe die meines Erachtens ohne Sinn ſind, dazu 
ann ich mich nicht verſtehen. 5 

dare der Rede des Abg. Dr. Waldeck iſt der Miniſter Graf zu Eulen⸗ 
r etreten. 3 
- 1 2 v. Vincke⸗Olbendorf für den Commiſſionsantrag: M. H.! 
Die theoretiſchen und techniſchen Erörterungen des Herrn Vorredners werden, 
wie ich glaube, von geübteren Kräften nachher beleuchtet werden. Nur nes 
eine Aeußerung muß ich mich wenden, daß man mit der Annahme jenes 


N lange eine geſetzlich geordnete 


Montag, den 3. September 1866. 


Geſetzes alle Kämpfe für das Recht der Landesvertretung aufgebe und ab⸗ 
ſchwöre. Ich begreife das nicht, ich finde das nicht in der Annahme jenes 
Geſetzes. Die mg hat während 4 Jahren durch ihr Regiment das 
formelle Recht verletzt, deswegen haben wir gegen fie gekämpft: ich aber bin 
nicht ſoweit gegangen im Widerſtande wie die Herren don dieſer (der linken) 
Seite des Hauſes. Der Streit iſt entſtanden, weil die Regierung große Zwecke 
durchführen wollte, welche ſie nicht der Oeffentlichkeit übergeben konnte; und 
ihre Vorſicht bat ſich glänzend bewährt und das ift für mich Grurd genu 
dem Geſetze zuzuſtimmen. (Beifall rechts — Widerſpruch links). Ich habe 
geglaubt, m. H., daß eine große Majorität ohne Weiteres dafür ſtimmen 
würde; aber es find ſchon viele Redner dagegen eingeſchrieben und neulich 
on haben wir Worte gehört, die im Widerſtande wohl am weiteſten gehen. 
Der Abg. für Berlin Dr. Jacoby hat behauptet, für einzelne ungeſetzliche 
Maßregeln könne wohl eine Indemnität ertheilt werden, aber nicht 
für ein jahrelanges derfaſſungswidriges Regime: dafür gebe es über⸗ 
9 9 keine Indemnität, zumal wenn dieſelben Miniſter im Amt bleiben und 
eine Bürgſchaften en würden, welche die Rückkehr ſolcher Zustände un⸗ 
möglich machen. Was ſoll denn dann geſchehen? Wollen Sie mit Gewalt 
diejenigen entfernen, welche ein ſolches Syitem befolgt haben? Sie mögen 
es wollen, aber Sie können es nicht, ſelbſt wenn Sie ein eigenes Volksheer 
zur Verfügung hätten. Der Fehler iſt der, daß die Herren in einem idealen, 
philofophifi Staate leben, an welcher Theorie, jo ſchön fie auch fein mag, 
das Schlimmſte das iſt, daß die idealen Menſchen fehlen, welche ein ſolcher 
Staat fordert. Wir müſſen nun einmal mit dem concreten Staate und mit 
den Menſchen fertig werden, wie ſie der liebe Gott geſchaffen hat. (Heiterkeit.) 
Wenn nun nach ſolchen Zuſtänden die Regierung entgegenkommt, ſo fordern 
Sie Bürgſchaften; — fie find unmöglich; ſchreiben Sie in die Verfaſſung, was 
Sie wollen, vindiciren Sie ſich fo viel Rechte Sie wollen, immer können wieder 
ſolche Zuſtände eintreten, ſobald nicht verſtändige Einigung erzielt wird; 
wo ſich, wie im conſtitutionellen Leben drei Factoren zu einigen haben, kann 
und wird fo Etwas immer vorkommen. Da kein höherer Gerichts⸗ 
hof zur Entſcheidung ſolcher Fragen eriftirt, jo iſt es natürlich, daß derjenige 
Bacten, der die Gewalt bat, ſeine Anſicht durchführt. (Unruhe.) Ich wünſche 
eineswegs eine Wiederkehr ſolcher Zuſtände, ſondern hoffe, daß ihre Löſun 
vollſtändig rückhaltlos und glücklich ſein möge. (Bravo rechts.) Es iſt bei⸗ 
ſpiellos in der Geſchichte, daß ein ſiegreicher König in dem Moment, wo er 
die Gewalt hätte, die Verfaſfung zu beſeitigen oder abzuändern (Oho! links. 
Bravo rechts) — m. H., er könnte es, wenn er es wollte! — aus freien 
Stücken und ungezwungen die Verfaſſung anerkennt und ſeine Miniſter um 
Indemnität nachſuchen läßt. Das iſt eine moraliſche 145 elch m. H., und 
die höchſte, welche gegeben werden kann. (Bravo rechts.) Vergeſſen wir es 
nicht, daß es die thatkräftige Energie und Erbweisheit der Hohenzollern iſt, 
welche uns zu unſern — . — Zuſtänden geführt hat; verkennen wir nicht 
die Kundgebung des Volksſinnes, die darin liegt, daß über 600,000 Mann 
dem Rufe des Königs gefolgt ſind! Iſt es da nicht unſere Pflicht, der Re⸗ 
gierung vor allen Dingen entgegenzukommen und ihr das zu bewilligen, was 
Ne 7 Ernährung dieſer Armee gebraucht hat und zur Erreichung ibrer hohen 
Ziele? Ich hoffe, daß eine große Majorität in biefem Sinne ſtimmen wird. 
1 Fe . die Thatſachen anerkennen und nicht leeren Idealen nachjagen! 
ravo rechts. 

Abg. Gneiſt: Der Geſetzentwurf enthält zwei ſehr verſchiedene Dinge: 
eine Creditforderung von 154 Millionen der Staatsausgaben für 1866 und 
eine Indemnitätserklärung für die Finanzverwaltung von 1862—65. 

Der erſte Gegenſtand wird ſo zu behandeln ſein, wie jede Creditforderung 
des Staates in gefahrvoller er Es iſt wahr, daß die Staatsregierung 
durch ihre Schuld ein Budgetgeſetz für 1866 nicht erhalten hat in Folge der 
willkürlichen Schließung des Landtages. Allein wenig Wochen darauf iſt 
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6 wirklich ein Zuſtand eingetreten, welcher jeden Kraft: und Geldaufwand zur 


Erhaltung des Staates rechtfertigen konnte. Der Staat iſt wirkſam eden 
der Krieg ehrenvoll und erfolgreich geführt. So enorm und beispiellos eine 
i von 154 Millionen auch erſcheint, jo kann er für dieſen Aus⸗ 
nahmszuſtand bewilligt werden. Der Staatshaushalt des Jahres bildet ein 
Ganzes, in dem Verausgabtes und noch nicht Verausgabtes ſich praktiſch nicht 
trennen laſſen. — Der Credit drückt nichts weiter aus, als daß im Zus 
ſtande des Kampfes für die Erhaltung des Staats, der mit 
ſolcher Energie und mit ſolchem Erfolge geführt iſt, eine 
Ueberſchreitung der Geſetze einmal gut geheißen werden kann. 
Es liegt darin ein Präcedenzfall, der ebenſo kaum wiederkehren kann. Und 
ſollte wider menſchliche Erwartung eine ſolche Lage noch einmal zurückkehren, 
ein ſolcher Erfolg für die Conſtituirung Deutſchlands nach außen noch einmal 
erkämpft werden, jo würde das Haus wahrſcheinlich noch einmal außerordent⸗ 
lichen Credit bewilligen. j Er 

Ganz anders liegt der Ne HIN TAG für die Finanz⸗ 
jahre 1862—65. Dabei handelt es ſich um völlig verſchiedene Umjtände, 
laͤngſt 7 777 Ausgaben, Rn Theil ſogar um andere Perſonen, wie bei dem 
Credit für 1866. Dieſe 630 Millionen ſind nicht verausgabt in einer Finanz⸗ 
periode der Landesgefahr und für die deutſche Sache: ſondern ſie ſind mit 
ruhiger Ueberlegung gegen das Geſetz ausgeführt, um gewiſſe Maßregeln der 
Friedensverwaltung gegen den Widerſpruch der Landesvertretung deri iner 

Was ſoll alſo dieſe Indemnitätserklärung bedeuten? Der Bericht unſerer 
Commiſſion hat wohl daran gethan, ſich in die Bedeutung einer Act of In- 
demnity nicht zu ſehr zu vertiefen, ſondern ſpricht einfach den möglichen dop⸗ 
pelten Zweck aus, es ſolle 

1) eine nachträgliche Giltigerklärung des 1862—1865 geſchehenen, 

2) eine Entbindung von der civil⸗ und ſtrafrechtlichen Verfol⸗ 
gung der Miniſter für jene geſetzwidrigen Handlungen in der Finanzverwal⸗ 
tung 1862—66 ausgeſprochen werden. 

Allein dieſer zweite Zweck iſt nur ein vorgeſchobener Zweck. In der heuti⸗ 
gen Lage der Dinge fehlt es an einer geſetzlich geordneten civil⸗ und ſtraf⸗ 
rechtlichen Verfolgung der Miniſter für geſetzwidrige Handlungen, es kann 
alſo auch kein Verzicht darauf ausgeſprochen werden. ; 

Wann dennoch dieſer Verzicht auf die Strafklage immer in den Vorder⸗ 

rund geſtellt wird, als handle es ſich in Preußen um eine beſtehende 

Berantmortlichteit der Minifter, fo dient dieſer vorgeſchobene Zweck nur 

dazu, die wirkliche Bedeutung dieſer Beſchlüſſe zu verhüllen und zu colo⸗ 

riren. 2 we den unwahren Zuſatz hinweg, jo bleibt als wirklicher In⸗ 
alt übrig: 

5 Es coll die nachträgliche Genehmigung der Maßregeln von 
1862—65 in Form eines Geſetzes ausgeſprochen werden für 
alle Fragen des Staats baushaltsetats. 3 
Der Bericht verwahrt ſich ausdrücklich dagegen: Die Militärreorga⸗ 

niſation folk damit noch — eſetzlich anerkannt werden. Auch die Lücken⸗ 

theorie für den Staatshaushalt folle damit nicht geſetzlich anerkannt werden. 

Allein wenn man das wegnimmt, ſo bleibt were kein Inhalt für die 

Indemnitätserklärung übrig; denn der ſonſt mögliche Inhalt, daß die Mi⸗ 

nifter von der Strafverfolgung entbunden fein ſollen, hat keinen Sinn, fo 

trafverfolgung nicht exiſtirt. Mit einem Wort: 
in Begleitung eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes hat 

dieſe Geſetzesvorlage ihren beſtimmten Inhalt und Sinn. Mit einem Mi⸗ 

niſterverantwortlichkeitsgeſetz iſt dieſe Vorlage zuläſſig und annehmbar, ohne 

Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz iſt dieſe Vorlage inhaltlos, verwirrend und 

alle Verfaſſungsfragen der Zukunft zerrüttend. ö j 

Die Budgetcommiſſion ift durch das Zuſammenpacken zweier verſchiedener 
Gegenſtände in einer Geſetzesvorlage in die üble Lage gebracht, über dem 
e Beſtreben auf die „ Formen eines Budgetgeſetzes 
zurüdzukommen, die Verfaſſungsfrage zu vergeſſen oder vielmehr * 
bertuſchen. Es handelt ſich in den preußſſchen Verfaſſungswirren nicht m 
blos um die Ungeſeglaß t der Reorganiſation: darüber find wir . 
führt durch die u 105 iche Fübrung des 155 Abend de Es handelt ſich 
auch nicht eg. 3 um die ungeſetzliche Führung des Staatshaushalts: 
darüber find wir binausgeführt durch ein allgemeines viel weiter, 

Syſtem einer Miniſter⸗Regierung durch Selbjtinterpretation der 

Geſetze und der Verfaſſung des Landes. 

Der Interpretations⸗Regierung ſteht dieſe Geſetzesvorlage 
gegenüber und Diele AntetpretationssRegierung wird durch 
eine Indemnitätsbill nicht beendet, ſondern anerkannt, lega⸗ 
lifirt und verewigt, ſoweit man durch einen 12 menſchliche Dinge 
verewigen kann. Troß aller bitteren Erfahrungen herrſcht noch immer eine 


ſtets finden und zu jeder Interpretation ſtets finden werden. Theils ſind 


unüberwindliche Unklarheit darüber, worauf dieſer endloſe Widerſpruch im 
Staatsweſen eigentlich beruht. 5 l 5 

Unſere Staatsgewalt ift pollſtändig jo geſtaltet, den Staat in jeder Ric: 
tung jo zu lenken und zu handhaben, als ob die beiden Häufer des Landtags gar 
nicht vorhanden wären. Noch heute können beide Häuſer ſpurlos * * 
nommen werden, und es bleibt dennoch eine vollſtändige Staatsmaſchine 
Abrig, die an keiner Stelle irgend eine Lücke hat. An die Verwaltungs⸗Praxis 
des Abſolutismus wurde die Theorie von der Geſetzgebung und Geldbewilli⸗ 

ung zweier Kammern äußerlich angeheftet in dem Vertrauen, daß das 
erfaſſungsgeſetz und der Verfaſſungseid die neue Einrichtung auch zu einem 
wirkſamen Geſetze machen. . - 

Dies Vertrauen hat ſich auch in Deutſchland gerechtfertigt bis zu einem 
gewiſſen Punkte, aber nur durch den Charakter des Beamtenthums, 
mit welchem alle dieſe enn ſtehen und fallen. Unſer ganzes öffent⸗ 
liches Recht iſt aus Verwaltungsregulativen und Verordnungen hervorgegan⸗ 
gen. Daß dieſe Regulative das Anſehen, die Stetigkeit und Heiligkeit von 
wirklichen Geſetzen erhalten haben, das iſt die Ehre des Beamtenthums, die 
Ehre der deutſchen Juriſten, noch mehr unſerer älteren Generation von Ver⸗ 
waltungsbegmten. Dies Vertrauensverhältniß kann auch unter einer ber: 
ſaſſungsmäßigen Theilnahme zweier Kammern noch eine Zeit lang fortheſtehen, 
und es gereicht allen Theilen zur Ehre, ſo lange es beſteht. Es rückt aber 
unfehlbar der Zeitpunkt heran, in weſchem es zuſammenbricht. 

Vor etwa einem Menſchenalter trat dieſer Zuſtand in einem benachbarten 
deutſchen Lande ein, als der perſönliche Wille des Landesherrn in Wider. 
ſpruch mit dem verfaſſungsmäßig berechtigten Willen der Stände trat. Dies 
Nachbarland war Kurheſſen. Den einfachen Ausweg in dieſer Lage zu 

nden, war einem deutſchen Juriſten vorbehalten, der die ſeltene Eigenſchaft 


eſaß, den Zuſammenhang der Staatsverwaltung zu überſehen. Was gebt | fi 


es mich an, ſagte der Miniſter Haſſenpflug, daß das gemeine Vorurtheil die 
beſchworene Verfaſſung für ein wirkliches Geſetz hält? Was geht es einen 
deulſchen Miniſter an, was der Geſetzgeber gemeint bat, was alle bei dem 
Geſetz Betheiligten darunter verſtunden haben, was frühere Miniſter darnach 
ethan oder unterlaſſen haben? Ich will das Geſetz anders verſtehen, 
00 will es verſtehen, wie es zum Wohl des Staats, d. h. ſo wie es zu den 
jetzt beabſichtigten Maßregeln der Miniſter paßt. Und ſiehe da, alle Hinder⸗ 
niſſe waren mit einem Schlage beſeitigt, das Ei des Columbus gefunden, die 
deutſche Monarchie gerettet, d. h. in dem Sinne gerettet, daß der Wille des 
Monarchen zur Geltung gekommen war auf Koſten des Weſens der Monarchie, 
auf Koſten ihrer rechtlichen und ſittlichen Pflicht. f 

Die Weile der Emancipation eines deutſchen Monarchen von feiner bes 
ſchworenen Verfaſſung iſt in allen deutſchen Ländern möglich, ja ſogar aus⸗ 

rbar mit wenigen Feberſtrichen Zum Glück für die Moralität des deut⸗ 
chen Beamtenthums und des deutſchen Volts fand dieſer es ue wenig 
Nachfolger; denn die bevormundende Hand des deutſchen Bundes lag fo ſchwer 
auf den Kammern ver kleineren Staaten, daß ein ernſter Widerſpruch dieſer 
Stände gegen die Militärforderungen und gegen die perſönlichen Wünſche des 
Landesherrn überhaupt zu keiner rechten Geltung kamen; wenigſtens zu keinem 
Conflict von der Schwere, um den Verſucher einzuführen. 2 

In einem ſelbſtſtändigen großen Staatsweſen kann aber die Verſuchung 
niemals ausbleiben. In dem Miniſterium Manteuffel⸗Weſtphalen iſt die Ge⸗ 
fahr eines ſolchen Conflicts ſtetig empfunden wurden, das Gefühl dieſer Ge⸗ 
fahr ift in mehreren Aeußerungen der Miniſter König Friedrich Wilhelm's V. mehr 
oder weniger klar ausgeſprochen. Unter dem liberalen Miniſterium von 1858 
wurde zwar noch einmal offen die traditionelle Gewöhnung der preußiſchen 
Regierungen, Landräthe und Gerichte, die ehrenhafte Gewöhnung des ganzen 
Beamtenſhums an eine geſetzmäßige Verwaltung als Grundlage des preu⸗ 
ßiſchen Staats ausgeſprochen. Den Forderungen der ſocialen politiſchen Par⸗ 
teien wurde noch einmal die Berufung auf die 9 Geſetzmäßigkeit 
und Unparteilichkeit entgegengeſetzt. Allein die Militär⸗Reorganiſation hat 
den Conflict zum Durchbruch gebracht. Die Vorliebe für das Heer hat 
Verſucher an die monarchiſche Regierung herangeführt, mit einem Erfolg, der 
uns vorläufig in ſeinen nächſten Conſequenzen bekannt iſt. Es war ungefähr 
mit dem Frühlingsanfang 1862 (Tag und Stunde ſind mir aus einer Unter⸗ 
redung noch lebendig vor Augen), wo in den hohen Kreiſen unſerer Staats: 
verwaltung das neue Negierungsipftem zum Durchbruch kam. Das Hinder⸗ 
niß aller Regierungsmaßregeln ſchien mit einem Schlage zu verſchwinden. 
Es kam wie eine Erleuchtung über die maßgebenden Kreiſe. Das Ei des 
Columbus war gefunden, Beſtehende Geſetze waren kein Hinderniß der Re⸗ 
gierungsmaßregeln mehr, wenn nur die rechten Miniſter zu finden, um die 
Geſetze fo zu verſtehen, wie fie zu den beabfichtigten Maßregeln paſſen. 

Und das Unheil dieſes Regierungsſyſtems iſt, daß ſich ſolche Miniſter 


unter hundert möglichen Perſonen immer noch einige vorhanden, welche per⸗ 
ſonlich die neue Auslegung der Verfaſſung für zuläſſig halten. Noch größer 
aber iſt die Zahl der Jerſonen, die perſönliche Ueberzeugungen dem Staats⸗ 
wohle und dem Willen des Königs ünterzuordnen bereit find. Ein ſolches 
Opfer für das Staatswohl ift in Preußen ungefährlich; denn eine Straſver⸗ 
olgung nach Artikel 61 der Veifaſſung findet nicht ſtatt und kann ohne den 
illen des Königs nicht eintreten. Die höchſten Ehren und Auszeichnungen 
im Staat, die Gunſt der mächtigſten Perſonen, der Beifall einflußreicher 
Kreiſe, der Applaus großer Parteien iſt zu gewinnen durch einen Federſtrich, 
durch eine Interpellation von ein Paar Worten. Ohne jede perſönliche Ger 
ahr wird alſo der Ruhm einer patriotiſchen That erworben und doch die 
ochſte menſchliche Anerkennung, durch die Sanction eines legitimen Monarchen 
eſtiegelt. Für eine ſolche Situation find ſtets Miniſtercandidaten zu finden, 
und ſie werden in Zukunft noch reichlicher zu finden ſein 
Mit der Interpretation begonnen, kann ein olches Miniſterium nicht ans 
ders als durch Interpretatſon weiter adminiſtriren. Durch jede Ver⸗ 
deutung eines beſtehenden Geſetzes entſteht nämlich ein immer neuer Wider⸗ 
ſpruch mit anderen Geſetzen, dem Buchſtaben, noch mehr dem Sinne nach. 
Das Minifterium kann nicht anders: es muß das zweite Hinderniß eben fo 
heben, wie das erſte, aus dem es entſtanden it. Ja, ein kalentvoller Dilet⸗ 
kant auf dem Miniſterpoſten kaun bona fide glauben, das ſei eben die Stel⸗ 
den „eonſtitutionellen“ Miniſters. : . 
em Miniſterſyſtem müſſen aber nothwendig die einzelnen Glieder 
der Staats maſchine folgen, und zum Unheil einer ſolchen Regierung 
folgen fe nur zu leicht. Regierungen und Landräthe vergeſſen alsbald alle 
preußiſchen Traditionen und geriren ſich mit Leichtigkeit als Präfecten und 
Unterpräfecten; die Gerichte gewinnen allmählich das Bewußtſein, daß fie in 
Folge der neuen franzöſiſchen Einrichtung nur auserwählte Regiexungs Com⸗ 
Mmiſſarien find, Mit einiger Conſequenz fortgeſetzt, hat eine ſolche Mit: 
fterberwaltung alsbald alle Präfecten, Unterpräfecten und Gerichtscommiſſio⸗ 
nen in Organe ihrer Interpretation verwandelt, und nach dieſem Regierungs⸗ 
ſyſtem werden nun im ganzen Lande die Menſchen belohnt und beſtraſt, die 
Bekannten befördert oder gemaßregelt, beſtätigt oder nicht beftätigt. \ 
Dieſe Art der Miniſterverwaltung, einmal begonnen, beherrſcht aber mit 
unwiderſtehlicher Gewalt die Perſonen ſelbſt, die fie begonnen haben. Die 
Regierung iſt ſtets in der Lage, mit den Kammern über neue Geſetze und 
neue Geldbewilligungen verhandeln zu müſſen. Alle verdrießlichen Verhand⸗ 
lungen mit einer oppoſitionellen Majorität ſind aber überflüſſig, denn daſſelbe 
Reſultat iſt mit einem Federſtrich zu erlangen durch eine neue Interpretation 
von Art. 99, Art. 63 oder irgend eines andern Artikels oder eines anderen 
Geſetzes. Wie kann ſich ein Miniſter, der einmal durch Interpretationen ins 
Amt kommt, der Forderung entziehen, das zweite Hinderniß ebenſo zu beſei⸗ 
tigen wie das erſte, das dritte ebenſo wie das zweite. Gerade in einem feſt 
organiſirten Staate pflanzt ſich aber mit eiſerner Conſequenz dies Syſtem fort 
von den Miniſtern auf die Präfecten, Unterpräfecten und Commiſſionen, bis 
zum Schulzen und Gerichtsdiener herunter. Es kann nicht anders ſein; denn 
der Wille des Staats iſt zuletzt immer nothwendig ein Wille. Es giebt da⸗ 
ber keine Mißdeutung und Mißhandlung der Geſetze, die nicht unter dieſer 
Miniſterverwaltung nach Monats: oder Jahresfeiſt zur offiziellen Wahrheit 
würde. Um dem Gedächtniß zu Hilfe zu kommen, will ich an ein Paar Bei: 
ſpiele erinnern. Wenn in den fünfziger Jahren, unter dem Minifterium 
Manteuffel und Weſtphalen irgend Jemand den leitenden Staatemännern hätte 
den Vorwurf machen wollen, daß ſie den § 99 der Verfaſſung im Sinne der 
Lückentheorie verſtehen: würde das nicht mit Heftigkeit eine Verleumdung, 
eine Majeſtätsbeleidigung oder ähnlich benannt ſein? — Wie lange hat es 
gedauert, bis dieſe angebliche Verleumdung zur offiziellen Wahrheit geworden, 
zu der ſich alle Präfecten und Unterpräfecten im Staate bekennen müſſen, 
nach der die Gerichte im Lande die Widerſprechenden beſtrafen, die 
Dieciplinarbehörben das ganze Beamtenthum maßregeln? — Wer hätte 
unter dem liberalen Miniſterium von 1858 die Staatsverwaltung, beſchuldi⸗ 
gen dürfen, daß ſie nach Art. 63 der Verfaſſung i oder Preßordon⸗ 
nanzen octroyiren wolle, ohne ſich einer Verleumdungsklage auszuſetzen? wie 
lange bat es gedauert, bis dieſe angebliche Verleumdung zu offizieller 
Wahrheit geworden iſt, zu der ſich alle Verwaltungs: und Juſtizbeamte zu 
bekennen haben. — In der Zeit, als ich die Ehre hatte, preußiſchen Ge⸗ 
richtshöfen anzugehören, würde ein Kammergerichtsrath oder Obertribunals⸗ 
raih mit collegialiſchem Unwillen und ſittlicher Entrüſtung jede Inſinuation 
. haben, die dahin ginge: die preußiſchen Richter hätten nicht 
e Geſetze zu befolgen, ſondern ſich ſtets in e Kenntniß von den 
miniſteriellen Maßregeln und von dem perſönlichen Willen des Königs zu 
erhalten? — Wie lange hat es gedauert und dieſe Grundſätze waren ſchwarz 
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auf weiß mit der Unterſchrift der Gerichtshöfe zu leſen. Wie oft iſt in dem 
Kreiſe dieſes Hauſes bei einer gefürckteten Geſetzverletzung geäußert worden: 
das iſt unmöglich nach Recht und Gewiſſen, das kann in einer preußiſchen 
Verwaltung nicht vorkommen? und wie viel Monate hat es gedauert, bis die 
Sache doch zur offiziellen Wirklichkeit wurde. Und ſo wird beute bei mehr 
als einer Gelegenheit geſagt werden: eine ſolche Interpretation iſt künftig 
unmöglich nach Allem, was jetzt geſchehen, und nach wenigen Monaten wird 
dieſelbe Interpretation wiederum eine Wirklich keit ſein, in ganz veränderter 
Lage, veränderten Stimmungen, veränderten Parteiverhältniſſen, veränderten 
Anſichten von dem, was für das Staatswohl gerade jetzt nothwendig. Alles 
das iſt unabänderlich und von allen heutigen Entſchlüſſen und Verſprechun⸗ 
gen unabhängig. Denn jeder Miniſter lein liberaler zuletzt jo gut wie ein 
conjerbativer), der zwiſchen die Alternative geſtellt iſt einer Geſetz⸗ oder Geld: 
verweigerung der Kammer auf der einen Seite, einer Selbſtinterpretation der 
Geſetze auf der anderen Seite — wird zuletzt interpretiren und feine Maß⸗ 
regeln durchſetzen. Dagegen helfen keine Entſchlüſſe, keine Give, ſondern nur 
Staatsinſtitutionen, für die es keinen anderen Anfang giebt, als das Mini⸗ 
ſterverantwortlichkeitsgeſetz. Darum hat man in Ländern der conſtitutionel⸗ 
len Praxis niemals geduldet, daß die Miniſter einen Buchſtaben der Geſetze 
oder der Verfaſſung berlegt haben. Die Möglihteit einer honetten Regierung 
mit zwei Kammern beginnt erſt, wenn die Min ſter aus jedem Gebiet der 
Interpretation entfernt ſind. Auch in England hat die conſtitutionelle Mini⸗ 
ſterverwaltung erſt begonnen, nachdem dies geſchehen war. 

Dies iſt der wirkliche Zuſtand, welchen der Bericht der Budgetcommiſſion 
als nicht vorhanden vorausſetzt. Er ſpricht von Art. 99 und verſchweigt, 
daß Art. 1—119 der Verfaſſung ſich in gleicher Lage befinden. Indem er 
dies aber thut, entſteht die Kette von gefährlichen Selbſttäuſchungen, in denen 
alle dieſe Vorſchläge bewegen. Als Hauptgründe für die Indemnität 
werden geltend gemacht: , : 

1) Die verföhnliche Thronrede. Gewiß ift es ein hochherziger Entſchluß 
geweſen, aus welchem der König ruhmgekrönt und machtvoll aus dim Felde 
zuxückkehrend, zuerſt daran denkt, dem Recht die Ehre zu geben, und die Un: 
geſetzlichkeit der budgetloſen Regierung anzuerkennen. Allein was wird bei 
ſolchen Zuſtänden aus alle den Regierungsbeamten, Richtern, welche die Ver⸗ 
faſſung und die Geſetze zu erfüllen beſchworen baben, und die dennoch Jahre 
lang das gethan haben, was aus königlichen Munde nur für Unrecht, nicht 
verfaſſungsmäßig, nicht geſetzmäßig erklärt ſt?? Eben, um dieſen unlösbaren 
Widerſpruch zu vermeiden, haben die deutſchen Verfaſſungen niemals das 
Verfaſſungsrecht auf die perſönliche Auſicht des Landesherrn geſtellt. Das 
Volk habe jetzt keinen Sinn für den Budgetſtreit, vielmehr den Wunſch auf 
Verſöhnung. Wenn unter Volk und öffentlicher Meinung die Summe deſſen 
gemeint iſt, was an jedem Abend bei Bier und Wein mit einer Zeitung in 
der Hand geſprochen wird, fo hat die Budgetcommiſion wahrſcheinlich Recht. 
Aber die wirkliche ernſte Meinung geht dahin, dem preußiſchen Volke den ihm 
gebührenden Antheil bei der Abänderung der Geſetze und bei der Erhoͤhun 
der I aka megaben zu erhalten, und dazu die rechten Wege zu finden, i 
Sache gewiſſenhafter Erwägung im ſachverſtändigen Kreiſe, kurz Sache des 
Hauſes. Gewiß iſt es auch wünſchenswerth, daß dies Haus ſich an den fer⸗ 
neren Schritten der Regierung auch in der deutſchen Frage poſitiv „betheilige“; 
allein auch dieſe Betheiligung iſt nur eine Selbſttäuſchung unter einem Gy: 
ſtem der Interpretationsregierung. Alle dieſe Erörterungen, ſo ſehr ſie ſich im 
sah der geläufigen Sprache der Politit bewegen, drehen ſich inhaltslos im 
Kreiſe herum. Vor Allem iſt es eine vergebliche Hoffnung und gefährliche 
Selbſttäuſchung, zu meinen, daß die Eonflicte mit dem Verſoͤhnungswerk die: 
ſer Paragraphen aufhören können; denn mit der unbarmherzigen Logik der 
Thatſachen ſetzt ſich eine Interpretations regierung fort. Die gewaltigen Geld 
anforderungen der nächſten Zeit, die täglich neuen Verwickelungen der deut⸗ 
ſchen Verhältniſſe, die nachſtehende Ausdehnung der Bataillone, Schwadronen 
und Armeecorps werden nach wenigen Monaten viel ernſtere Anforderungen 
an das Haus herbeiführen, als diejenigen vom Jahre 1861, — Verwickelun⸗ 
gen, an denen keine guten Vorſätze Stand halten lönnen. Kein großes Staas⸗ 
weſen läßt ſich auf den Flugſand eines politiſchen Raiſonnemenks in dieſer 
Weiſe gründen. 

2) Der zweite Grund ſoll fein: Da das Minifterium die Indemnität 
nachſuche, damit den Weg der 1 wieder betrete, ſo muffe die In⸗ 
demnität auch ertheilt werden, um auf den 1 der Verfaſſung ei 8 
men. Seltſame Täuſchung! Alle Eide der Minifter, der Verwaltungsbeam⸗ 
ten; der Juſtiz, vom Obertribunal herab bis zum Kreisrichter, haben gegen 
vie Mißdeutung der jorafältig redigirten Verfaſſung nicht geſchützt und jetzt 
ſollen einige mündliche Erklärungen veſſelben Miniſteriums die beſchworene 

zerfaſſung auf einmal ſtärken und verjüngen? as der Krönungseid und 
bie Cide des ganzen Beamtenthums nicht bermocht haben, das ſollen die per⸗ 
fönlihen Erklärungen des Herrn v. d. Heydt bewirken, die mit einer Feier⸗ 
lichkeit regiſtrirt werden, als ob es ſich um Erlaß einer zweiten Verfaſſung 
handle. In der That hat die Strategie ſeit dem Frühjahr 
1866 namhafte Fortſchritte gemacht. Statt mit dem Miniſterverantwortlich⸗ 
keitsgeſetz, mit dem die Indemnität zufammengehört, wird fie mit einer Credit ⸗ 
forderung verbunden, mit der ſie nicht zuſammengehört. Ja, wenn ich nicht 
irre, iſt ſogleich die miniſterielle Erklärung hinzug fügt, daß, wenn die In⸗ 


demnität nicht ertheilt werde, die Creditvorlage zurückgezogen wird. Iſt es 
möglich, die wahre Lage unſerer Nn deutlicher zu zeigen, als dieſe 


Alternative es thut? Ein Credit von Millionen ift in dieſer Miniſter⸗ 
verwaltung kein Zu eſtändniß der Kammer an die Miniſter, ſondern ein Zu⸗ 
eſtändniß der Miniſter an die Kammern. Dem S hochgeneigteſt ges 
ſiallet werden, in dem Gefühl ſeiner Wichtigkeit 154 Millionen zu bewilligen, 
wenn es dafür die ganze Vergangenheit der Miniſter anerkennen will. An⸗ 
derenfalls ſoll ſchon heute wieder ohne Geſetz weiter verwaltet, der Staats⸗ 
haushalt ohne Budgetgeſetz geführt werden. Und dieſe Situation fiebt die 
Budget⸗Commiſſion im Ernſt als das Wiederbetreten des verfaſſungsmäßigen 
Weges an! Dadurch ſei Recht und Verfaſſung ſoweit geſichert, wie dies 
durch Erklärungen der Miniſter geſchehen könne! Damit ſei unter voller Auf⸗ 
rechterhaltung der Verfaſſung die Mitwirkung dieſes Hauſes bei den künftigen 
Aetionen der Regierung geſichert! ar 

3) Endlich tritt noch der Hauptgrund in die Schranke, daß für die Zur 
kunſt die rechtzeitige Zuſtandebringung des Budgets geſichert fei. Was der 
Krönungseid und alle Eide der Verwaltungsbeamten und der Juſtiz nicht 
bewirkt haben, das ſoll nun plotzlich eine ne des Herrn db. d. Heydt 
bewirken. Ja es wird mit ſtaatsmänniſcher Vorausſicht ſogar in das Geſetz 
ſelbſt die Klauſel aufgenommen, daß das Budgetgeſetz künftig vor Beginn des 
Etatsjahres zu vereinbaren. Was nun aber geſchehen ſoll, wenn das Herren: 
haus oder die Miniſter ſich nicht vereinbaren, das fällt wieder der Interpre⸗ 
tation der künftigen Miniſter anheim. Wir find denn alſo auf langen Um⸗ 
wegen glücklich wiederum da angelangt, von wo ber Verfaſſungsſtreit anfing 

„Eben fo ſeltſam find die weiteren Motive, die zur Annahme dieſes großen 
Friedenswerkes dienen ſollen. Wir follen den Landesherrn in die Lage ver⸗ 
ſetzen, durch feine perſönliche Interpretation über die Rechte auch der kleinſten 
Landſtände zu eniſcheiden. Noch viel unmöglicher iſt dies heute in großarti⸗ 

en, verwickelten Verhältniſſen unter widerſtrebenden Stimmungen neuer 
andestheile und neuer Parteien, die ſich nicht mehr patrlarchaliſch, ſondern 
nur nach Geſetzen regieren laſſen. Der ehrerbietige Dank gegen die köͤnig⸗ 
lichen Intentionen kann ſich alſo nur aufrichtig bekunden, indem wir die 
Wahrheit ausſprechen, daß über den Sinn der Verfaſſung nur Gerichtshöfe 
nach einem ir über die Miniſterverantwortlichkeit entſcheiden können, nicht 
aber königliche Worte, die als Interpretationsmaterial in den Verfaffungs⸗ 
bat zu 3 künftig neuen Interpretationen zu unterwerfen ſich wahr⸗ 
aftig nicht geziem 

Ich weiß 455 Antwort auf die verſöhnenden Worte der Thronrede, welche 
wahr und verfaſſungstreu zugleich wäre. Sie würde lauten: 

Ew. Majeftät haben ſchon vor mehreren Jahren den Erlaß eines Geſetzes 
über die Verantwortlichkeit der Miniſter als nothwendig erachtet. Seit jener 
Zeit haben beklagenswerthe Streitigkeiten die Nothwendigkeit eines ſolchen in 
erhoͤhtem Maße dargethan. Wir nehmen dies Geſetz an, ſo wie wir es ſchon 
einmal aus re he ſalben Mor 5 
die Indemni erklärung hinzu in derſelben Wortfaſſung, wie ſolche 
von Ew. Majeſtät Miniſtern Nef iſt. Das iſt ſo lopal und eine ſo 
einfache Wahrheit, daß ſie der Landmann wie der Städter ſofort verſtehen 
würde. 

Der einzige Weg, aus dieſen Zuſtänden herauszukommen, iſt das Geſetz über 
die Miniſterverantwortlichkeit, von dem die SS 1 u. 2 des gegenwärtigen Gejeb* 
entwurfs allerdings die lezten Paragraphen ſein können. Auch in der unboll 
kommenſten Geſtalt, fo wie dies Haus den Geſetzentwurf ſchon zweimal ange: 
nommen hat, it damit der Anfang gemacht, dem alles Andere folgt. Di 
Miniſter find dann gendtbigt, die Selbſtinterpretation der Verfaſſung und ber 
Landesgeſetze aufzugeben und die weiteren Inſtitutionen hinzuzufügen, durch 
welche kaſaſſung und Geſetz von den Interpretationen der Parteien freige: 
macht und geſichert werden. Es ift das kein kurzer Weg, aber er führt weiter 
zu den nothwendigen ſolideren Inſtitutionen. 

Art. 61 der Verfaſſungs⸗Urkunde ſteht ſeit nunmehr 16 Jahren unausge⸗ 
führt da, obwohl er von zwei preußiſchen Monarchen, von beiden Hauſern 
des Landtages und von dem ganzen Beamtenthum eidlich betheuert iſt. Wenn 
nach den Erfahrungen der letzten fünf Nee die Einſicht in die Nothwendig⸗ 
keit einer rechtlichen Beurtheilung der Verfaſſungsſtreufragen voch nicht ge⸗ 
wonnen iſt, jo wird dieſe Einſicht wohl nie gewonnen werden. Wenn die Zeit 


ajeſtät Händen erhalten haben, und fügen demfelben|i 


dafür heute nicht gekommen iſt, ſo wird ſie wohl nie kommen. Wenn der 
dringende Wunſch, die Indemnität zu erlangen, in der heutigen Lage nicht 
ausreicht, um die Miniſter zur Erfüllung der Verpflichtung aus Ark. 61 zu 
bewegen, ſo iſt der 27 15 für die Verwirklichung gan unabſehbar. Und 
wenn dies nicht die Stelle iſt, von welcher aus der Krone offen und ehrlich 
Perm wird, worauf es zur Herſtellung des Friedens, d. h. einer rechtlichen 
erwaltung im Lande ankommt, ſo wird es von keiner Stelle aus geſagt 
werden. In früherer Zeit waren es die Beamtenkreiſe, aus denen die Anfor⸗ 
derungen des Staats von Zeit zu Zeit in die Hofkreiſe eindrangen. In heu⸗ 
1 erhältniſſen iſt es das Haus der Abgeordneten, welches in erſter Stelle 
folche Anforderungen auszusprechen die Pflicht hat. Wir würden unfere Stelle 
verwechſeln, wenn wir fragen wollten, ob der erſte Eindruck eines ſolchen Vers 
langens ein angenehmer ſein würde; denn wir haben nicht unſere eigenen 
Rechte zu vertreten (auf die vielleicht mancher in freudiger Stimmung gern 
verzichten möchte), ſondern anvertraute Rechte, über die man nicht nach augen⸗ 
blicklichen Stimmungen verfügen darf. . 

Das Reſultat iſt demnach folgendes: Die SS 1 und 2 des vorliegenden 
Geſetzes ſind nicht annehmbar: ſie würden vielmehr den Zuſtand der Inter⸗ 
pretationsregierung anerkennen, beftätigen und verewigen. Dieſe Paragraphen 
ſind alſo für jetzt abzulehnen. f a 

Sie find aber zuläſſig als die beiden Schlußparagraphen eines Minſſter⸗ 
ee eee und als ſolche bin ich perſönlich bereit, ſie zu un⸗ 
terſchreiben. 

Die $$ 3 und 4 ſind als Credit für ein Finanzjahr des Krieges annehm⸗ 
bar und ich werde ſie annehmen. > - 

(Lebhafter Beifall links, Ziſchen rechts. Während der Rede iſt der Mi⸗ 
niſter⸗Präſident, Graf v. Bismarck, eingetreten.) 

Abg. Michaelis: Meine Herren! Es ift ein peinliches Gefühl für mich, 
meinen Standpunkt bier zu vertreten, indem ich gezwungen bin, meine Argus 
mentation gegen meine Parteifreunde zu richten, welche mit mir um das 
Pa Rin der Entwickelung des verfaſſungsmäßigen Lebens, der Einigung 

eutſchlands unter Preußens Führung kämpfen. Aber ſchweigen wir dom 
Abſchwören un wofür wir bisher G Daran hänge ich genau mit 
derſelben Gewiſſenhaftigkeit feft, wie Sie! Die . der Meinungen be⸗ 
zieht ſich nur auf die Wege zur Erreichung unſerer Ziele, und darüber kön⸗ 
nen wir verſchiedener Anſicht fein, ohne gegenſeitige Verketzerung. Nun aber 
auch ein Wort zu Ihnen, meine Herren (nach rechts). Indem wir bier von 
der liberalen Partei auf die unmittelbare Erfüllung gewiſſer Forderungen ver⸗ 
zichten, welche wir für berechtigt halten, indem wir die zur Verſohnung 
dargebotene Hand ergreifen; zum Wiedereintritt in verfaſſungzmäßige Zus 
Hände und die Erfüllung vieler unſerer liebſten Wünſche vorläufig unters 
ordnen, glauben wir zu Ihnen das Vertrauen haben zu können, daß auch 
Sie einſehen werden, daß, wenn man einen Staat heben und durch ihn große 
Aufgaben erreichen will, man den Patriotismus mitwirken laſſen muß 
daß man dann im Stande ſein muß, Doctrinen aufzuopfern, in welche man, 
ſich durch langen Parteikampf eingelebt hat (Bravo rechts), Vorrechte hinzu⸗ 
geben, welche mit der Exiſtenz des Staats ganz unvereinbar find (Bravo 
rechts), daß man im Stande ſein muß, den Widerſtand aufzugeben, auch ge⸗ 
gen die Reformen und den Ausbau der inneren Verwaltung des Staates 
(Bravo links). Indem wir, meine Freunde und ich, uns entſchloſſen haben, 
darauf einzugehen, den He Nunereg Conflict auf verfaſſungsmäßigem Bo⸗ 
den unter Wahrung aller unferer Rechte durch Annahme des Geſetzes, wie 
es jetzt im Entwurf vorliegt, abzuſchließen, find wir davon ausgegangen, 
daß, obgleich die Verfafjung erlaſſen und beſchworen iſt, doch noch nie in 
irgend einem Lande, und eben ſo imenig, alle in unſerem Lande verfaſſungs⸗ 
mäßiges Leben und verfaſſungsmäßige N ſich ſo raſch durchge⸗ 
tämpft hat, wie die Verfaſſung ſelbſt; daß es, nachdem durch die inzwiſchen 
eingetretenen Ereigniſſe unſerem Staate eine große Aufgaze geworden iſt, 
im Intereſſe dieſer Entwickelung nicht mehr amecmäßi fein würde, einen 
Streit aufrecht zu erhalten, welcher unter ganz andern Verhältniſſen entſtan⸗ 
den iſt und deſſen eigentlicher Ausgangspunkt, die Militärfrage, entweder 
auf neuer Baſis geregelt oder dem norddeutſchen Parlament übertragen wer⸗ 
den muß. Wir haben geglaubt, daß wir die verfsſſungsmäßige Entwickelung 
am beſten dadurch fördern, daß wir handelnd mitwirken und arg an 
der Erfüllung jener großen Aufgaben (Bravo). Die Rechte des Volkes find 
nicht eine Schaumünze, welche man in ein Futteral der rechtlichen Deduction 
einſteckt und zuſiegelt mit negativen Voten, ſie ſind der Hebel für das Wohl 
des Volkes, welchen wir in Bewegung zu feben haben; ſie werden gefördert 
durch den Gebrauch, welchen wir davon machen. Wenn wir immer in der 
Negation verharren, wenn wir nicht unſere Mitwirkung bieten, welche Alter⸗ 
native ſteht dann vor uns? Entweder gelingt es der Regierung, ohne uns 
die Aufgabe zu erfüllen, und dann haben wir felbit den Beweis lieſern hel⸗ 
fen, daß man die Werkzeuge, welche wir in Händen haben, auch enthehren 
kann, oder die Aufgaben werden nicht erfüllt, und dann hat nicht nur die Regie⸗ 
rung, dann haben auch wir, dann hat das ganze Volk die Folgen zu tragen! 
Brabo rechts.) Es iſt leicht, feine Beſchlüͤſſe a priori zu conſtruiren, aus der 

heorie einen Beſchluß zu rechtfertigen und dann zu jagen, ich babe nach 
meinem Gewiſſen eſtimmt, mag nun folgen, was da will; das iſt aber nicht 
unſere Aufgabe. Wir haben als Abgeordnetenhaus zu handeln im Sinne 
dieſes Staates, unſere Beſchlüſſe find Handlungen, an die beftimmte er 
ſich knüpfen, und wir müſſen die Beſchlüſſe faſſen, welche die Folgen berbeis 
führen, die wir wünſchen. Wir müſſen uns der Hoffnung hingeben, daß 
durch unſere Mitwirkung, durch die Clafticität, welche die Kraft des uns an⸗ 
vertrauten Rechts eben durch unſere Mitwirkung an den Aufgaben des Staa⸗ 
tes erlangt, ein berfaflungsmäßigen Leben in Preußen eher herbeigeführt wer⸗ 
den wird, als wenn wir unfere Mitwirkung verſagen. (Sehr richtig! rechts. 
M. p Es wird mir vielleicht eingewendet werden, ich gehöre zu jener die 
angefochtenen Klaſſe der Vertrauensſeligen und ich falle jekt plotzlich zu der 
gegenwärtigen Staatsregierung ein Vertrauen und ſei nicht berechtigt, auf 
Grund dieſes perſönlichen Vertrauens fo weittragende Entſchlüſſe zu ſaſſen. 
M. H.! Ich bin weder ein Mann des unberechtigten Mißtrauens noch des 
unmotivirten Vertrauens; das Vertrauen, welches mir meinen Entſchluß die 
tirt, iſt nicht das Vertrauen zur gegenwärtigen Staatsregierung, ſondern das 
Vertrauen auf dies Haus und feine Einſicht, die es leiten wird, die Geſchäfte 
feiner Mitwirkung fo zu führen, daß es das verfaſſungsmäßige Leben in 
Preußen kräftigt und die Aufgaben Preußens erfolgreicher löſt. Dies Ver⸗ 
trauen dictirt mir meinen Entſchluß, der mithilft, daß das Haus auf den Boden 
trete, wo es die Hand an's Ruder legt, um mitzuwirken für die Aufgaben, 
welche die Gegenwart ihm ftellt. Die Herren Vorredner, gegen die ich mich 
nun wenden muß, find in ihren Anſichten über den vorgelegten Geſetzentwurf 
fo entgegengeſetzter und verſchledener Meinung, daß ich einigermaßen in Ver⸗ 
legenbeit bin, um nicht, während ich dem Einen entgegen, dem Anderen zuzu⸗ 
limmen. Der Herr Abgeordnete für Münfter bat uns geſagt, er könne nicht 
timmen für Worte ohne Sinn, und das feien die Art, und 2 des Commiſ⸗ 
ſonsentwurfs. M. H.! Worte ohne Sinn, das heißt fo viel, da der Sinn der 

nhalt der Worte ift, als Worte ohne Inhalt. — Der andere Redner, der Hr. 

bg. für Mansfeld, trat auf die Repnerbühne mit der Bemerkung, er kenne keine 
7 Z ilen in irgend einem europäifhen Geſetze, welche einen größeren Inhalt 
hätten, als dieſe 7 Zeilen. Ich will mich hier nicht damit befaſſen, dieſen 
Streit zu entſcheiden; ich will nur das Cine 8 daß der Herr Abg. für 
Münſter, wenn er ſich den Inhalt dieſes Entwurfes angeſehen hätte, gefunden 
haben würde, daß er einfach das thut, was man logiſch thun mul, wenn 
man Indemnität ertbeilen will, daß er in Bezug auf das 1 77 und die 
Rechnungslegung einfach das herſtellen ſoll, was bisher gefehlt hat. Will 
man nämlich die Indemnität ertheilen, ſo muß man in der Rechnungsgrund⸗ 
lage, die das Budget fein ſoll, das „Iſt“ an Stelle des „Soll“ ſetzen. Er 
würde ferner gefunden haben, daß das Geſetz den Inhalt, daß es das, was 
der Herr Abgeordnete für Mansfeld an der Thronrede nur als allgemeine 
Aeußerung hinſtellt, zum Ausdruck der Geſetzgebung dieſes Lanves ſtempeln 
will: daß nämlich das Regieren ohne Budget rechtswidrig ift und Indem⸗ 
nität nothwendig macht, das iſt eine wichtige und feierlich ausgeſprochene Er⸗ 
klärung. Ich meine dann, daß wenn der Herr Abgeordnete für Mansfeld 
agt, daß mit der Annahme dieſes Entwurfes Art. 1—119 der Verfaſſung 
mit Zuſtimmung des Hauſes in derſelden Lage der Interpretation und Nicht⸗ 
beachtung bleiben würden, wie bisher nur der Art. 99, — ich meine — und 
der Herr Abgeordnete möge mir verzeihen, denn ich kann mit ihm nicht in 
Concurrenz treten — er ſcheint mir doch von dem Rechte der Interpretation 
einen etwas zu weit gehenden Gebrauch zu 15 955 (Bravo rechts). Ich habe 
die Artikel zwei⸗, dreimal durchgeleſen, aber ich habe nichts darin gefunden, 
als daß fie ſich auf Art. 99 und 61 der Verfaflung beziehen. Nun fagt 
freilich der Herr Abgeordnete, es habe keinen Inhalt, dies auszuſprechen, 


e weil wir kein Minifterverantwortlichteit£igefeh haben; das ift aber ein Mar: 


el, den weit mehr die Krone und die Miniſter als dies Haus zu beklagen 
bat (ſehr richti 15 denn das BE ea liegt vielmehr m 
Intereſſe der Bir auf die die mangelnde Verantwortlichteit der Miniſter 
übertragen wird, vielmehr im Intereſſe der Miniſter als des Abgeordneten⸗ 
hauſes. Wir erſetzen den mangelnden Ausspruch des Gerichts, welches über 
die derantwortlichen Miniſter ſprechen ſollte, durch einen Spruch diefes Hauſes, 
und ich meine, dies wäre ein würdiger Grab, den zu erlangen den Miniſtern 
ſchwerer geworden iſt, als vielleicht dom Obertribunal eine Freiſprechung . 
erlangen. Und was ds Bräjubij angeht, das in tiefer Indemnitätserkla⸗ 
g liegt, ſo meine ich, das Präjudiz einer Indemnitätsertheilung, der die 
Schlacht von Koͤniggrätz vorangehen mußte, können wir ruhig über uns ergehen 
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1. Brabo rechts. te für Mansfeld hat vorhin ein 
Yard VO a RR li für Mansfeld hat vorhin eine ſehr lan 


wie er, abgeholfen willen, ehe er Indemnität ertheilen wollte. 
erleben würde. Am Schluſſe ſeiner Rede 
lichkeitsgeſeh. M. 9 


werden lönnte durch einen Ausspruch von Richtern, weiche ja nie über, fon: 


dern unter dem Geſetzgeber ſtehen; ich habe nicht geglaubt, daß das Abgeord⸗ 
netenhaus ſich würde beruhigen wollen und wohl thäte, ſich zu beruhigen bei 


einem Ausſpruch des Obertribunals. Ich meine etwas viel Beſſeres, nämlich 
einen Ausfrud des Gejehnebers, durch unſern ge e Beſchluß zu 
erreichen. Der Herr Abg. Gneiſt ſagte, durch die 9 
werde der perfaſſüngsloſe Zuſtand verewigt mit unferer Zuſtimmung. Wenn 
wir aber in dieſer für unſern Staat ſo ſchwierigen und großen Zeit den 
Conflict nicht ſchließen, dann, fürchte ich, könnte der verfaſſungsloſe Zuſtand 
verewigt werden durch unſere Schuld! (Sehr wahr! Lebhafter Beifall) 
Abg. Michelis (gegen den Commiſſions⸗Antrag): Vom theologiſchen 
Standpunkte aus ſei mir erlaubt, anzudeuten, wie ich die Sache auffaſſe. Aus 
der Reformationsgeſchichte iſt uns — daß von den damaligen Ablaß⸗ 
krämern auch Ablaß für künftige Sünde verkauft werden konnte; in derſelben 
Weiſe, m. H., erſcheint mir die Indemnität als ein Ablaß für zukünftige 
Sünden (Heiterkeit), und deswegen kann ich fie auch nicht ertheilen. Ml. H.! Sie 
werden es mir als Profeſſor der Philoſophie verzeihen, daß ich einen etwas 
philoſophiſchen und idealen Standpunkt einnehme. Ich geſtehe zu, wenn die 
Alternative an mich geſtellt würde, ob ich meine Lebensideale oder mein 
Preußenthum aufgeben will, ich dann erſt mein Preußenthum aufgeben 
würde. Es iſt geingt worden, daß wir uns bei den jetzigen Ereigniſſen, bei 
der Lage, in der wir uns befinden, auf den weltgeſchichtlichen Standpunkt 
ſtellen müßten und das iſt eben der Grund, von dem uns auch allein die 
Sache berührt. Von eben dieſem Standpunkte aus sit es möglich, mehr, wie 
Sie es vielleicht glauben, rein unbefangen die großen Ereigniſſe zu würdi⸗ 
gen. Glauben Sie mir, ich bin perſönlich unabhängig genug in meinem 
Urtheil, um nicht nur die Bravour der Krone, g 
mit der Miniſterpräſident ſeine Politik durchgeführt hat, zu beurtheilen, aber 
geben Sie mir auch das Recht, dieſe Politik vom weltgeſchichtlichen Stand: 
punkte zu beurtheilen. Wenn man auf die Entſtehung der Verfaſſungen zu: 
rückgeht, fo werden Sie zugeben, daß keine einzige Verfaſſung anders als eben 
im Kampfe, im ſittlichen Kampfe eines energiſchen Volkswillens gegen unbe⸗ 
rechtigte Anſprüche eatſtanden iſt. Das iſt die Entſtehung der engliſchen Ver⸗ 
faſſung. Es war ein großer 1 es war eine große Revolution 
und in einem ſolchen Verfaſſungskampfe ſtehen wir auch hier. (Unruhe auf 
der Rechten.) Die engliſche Verfaſſung iſt bis zu einem gewiſſen Punkte 
durchgeführt, aber fie erſcheint uns in dieſem Augenblicke gewiſſermaßen be⸗ 
deutungslos, weil das engliſche Volk feine weltgeſchichtliche Stellung aufge⸗ 
geben, ſich außerhalb der Ereigniſſe geſetzt und nicht mehr das rechte fittliche 
Bewußtſein hat, und deshalb kommt dort nichts Großes mehr zu Stande. 
Denn, meine Herren, was eine Verfaſſung iſt, das hängt immer ab nicht von 
ſondern von dem Geiſte, von dem ſittlichen Geiſte derſelben und 
derjenigen, welche ſie vertreten ſollen. Davon hängt es ab, wo wir den Mo⸗ 
ment erfaſſen, wie er eben jetzt gegeben it Zur neufranzöſiſchen Napoleoni⸗ 
ſchen Politik gehört erſtens eine große beſtändig bewaffnete Armee, mit der 
der betreffende Politiker ſeine Abſichten durchführen kann, aber mit der Armee 
iſt es nicht allein gethan, es iſt die Aufgabe des Abſolutismus, nicht blos 
immer eine Armee bereit zu haben, ſondern auch eine Volksvertretung, die 
unter dem Scheine einer Volksvertretung den Zwecken der hohen Politik dienſt⸗ 
dar iſt. Oeſterreich liegt darnjeder, weil es den richtigen Moment des Ver⸗ 
img eee. nicht begriffen hat, und von einem franzöſiſchen Verfaſſungs⸗ 
eben werden wir nichts erwarten, das iſt todt gemacht. Der Punkt alſo, wo 
noch das ſittliche Bewußtſein des Volkes ſich wenden kann, zur Durchführung 
des wahren Lebens der Verfaſſung iſt hier in dieſer unſerer preußiſchen Ver⸗ 
faſſung. Das iſt der Moment, vor dem wir gest ſtehen. Ich erſuche Sie, 
im wahren Intereſſe, um des preußiſchen Vaterlandes und des deutſchen Va⸗ 
terlandes willen, dieſen Moment recht zu verſtehen und nicht durch ein 
debe die einzige Waffe aus der Hand zu geben, welche Sie noch 
haben. Zur Sache erklaͤre ich mich ea mit dem einverſtanden, was ber 
— für Mansfeld Ihnen * chlagen hat und werde dafür ſtimmen. 
bg. Wagener (Neu⸗ Stettin) für den Commiffions-Antrag: Ich bin dem 
Abgeordneten, der joeben dieſe Stelle verlaſſen hat, dankbar doe, daß er 
mit derſelben Offenheit wie feine politiſchen Freunde ſich über fein Verhalt⸗ 
niß zu Preußen ausgeſprochen hat. Wir können ihnen um ſo mehr dankbar 
dafür fein, als nicht zu bezweifeln iſt, daß, wenn bei Königgrätz der Sieg bei 
den öſterreichiſchen Fahnen geweſen wäre, dieſe Herren eine ganz andere Mies 
lodie aufſpielen würden, als es heute geſchieht (oho! auf der Linken). Wir 
unterſcheiden uns von den Herren dadurch, daß Preußen auch zu unſeren 
Lebensidealen gehört, daß wir Preußen nicht von unſeren Idealen trennen 
können, und um deswillen, m. H., conſtatire ich mit patriotiſchem Schmerze, 
daß ſelbſt die neueſten Ereigniſſe, die Erfolge, die alles Erwarten und alles 
Hoffen überſtiegen haben, nicht im Stande geweſen ſind, die Gegner unſerer 
Regierung dahin zu bringen, daß ſie endlich den Männern, deren Energie ſie 
dieſe Erfolge verdanken, ohne Klauſel und Vorbehalt den Dank auszuſprechen 
im Stande ſind (Bravo auf der Rechten). Es iſt das ein Schaden für ſie 
ſelbſt, und ich conſtatire, daß nur diejenigen von den früheren oder bisherigen 
Pacteigenoſſen die Situation richtig zu würdigen verſtehen, welche die ideale 
Rolle des politiſchen Menſchen aufgehoben, um ſich praktiſch an den Aufgaben 
der preußiſchen Monarchie in dieſem weltgeſchichtlichen Augenblicke betheiligen 
zu können (Bravo). Hat der Abgeordnete für Mansfeld noch nickt erblick, 
was beute der immergrüne Lorbeer dort iſt, wo er noch vor 4 Monaten das 
Kainszeichen ſuchte. (Bravo auf der Rechten.) Wenn Sie ſolche Thatſachen 
wie wir ſie erlebt haben, ignoriren wollten, jo können Sie nicht den Anſpruch 
erheben, praltiſche Staatsmänner zu ſein. M H.! Wir haben bei Gelegen⸗ 
beit der Adreßberathung gezeigt, daß es uns um eine aufrichtige Verſtändi⸗ 
gung, um einen Abſchluß des Conflict zu thun ift, der das politiihe Leben 
unſeres Staates in der Schwebe hält. Wir find entgegengekommen, fo weit 
es möglich war, und wir werden auch heute Ihnen wiederum den Beweis 
liefern, daß wir unſere Verſöhnung dadurch bekräftigen wollen, indem wir es 
vermeiden, alle Phaſen des Streites wieder vorzuführen. Wit halten einfach 
den Grundſatz feſt, daß bei Gegensätzen überhaupt eine Verſohnung unmoͤg⸗ 
lich iſt, und ich glaube deshalb, daß eine Verſöhnung nur auf dem Boden der That⸗ 
fachen, die uns aufgedrungen und aufgezwungen ſind durch die Ereigniſſe der 
eltgeſchichte felbſt, zu finden it. Man hat geſagt, daß die rechte Seite des 
Hauſes wenig Sinn für weltgeſchichtliche Aufgaben habe. Ich denke, was 
eit den lezten drei Monaten geſchehen it, it von großer, le Welte ic 
Bebeutung, und weil die Herren das fühlen, daß es auf die Weltgeschichte 
einwirkt, ſcheint es, daß ſie deshalb wenig davon wiſſen wollen. M. H.! 
Wer hat denn dieſe neue Weltgeſchichte gemacht? Haben Sie diefelbe ge⸗ 
macht? 3 Haben Sie die triegeriihe Begeiſterung etwa durch den 
— aus Leben gerufen oder den Krieg durch Ihre Friedensavreſſen 
erleichtert? Warum alfo den Vorwurf gegen uns, daß wir keine Weltge⸗ 
ſchickte machen wollen? Mir fordern Sie deshalb auf, ſich mit uns auszu⸗ 
gleichen, ſich mit uns zu ſtellen auf den Boden der geſchichtlichen Thatſachen, 
weil wir gemeinſchaftlich preußi l len, um in Preußen 
eee da ＋ Yen n Blut geſchriebene 
U 
3 — die Reedneungeſtraft wird überſehen und vernachläſſigen fr: 
1. 0 5 r bor mir haben geſagz, daß es leider nicht gethan 
ei mit den Eindrücken, aber bei aller Ausfahrlichket und Weitſchweifigkeit 
fen, was wir gehört haben, haben fie die einzig wichtige Frage nicht auf⸗ 
r nickt beanttvorteh, Nämlich die Frage: was denn aus uns wer: 
wird, wenn die Indemnität verworfen wird. Mir ſcheint das eine ſehr 
und ich möchte, daß alle diejenigen, die hin⸗ und her⸗ 
die Conſequenz des Ja, federn auch di 15 5 
Nein ſich klar machen. e 


kann es verſtehen, m. H., wenn Sie von Ihrem Stand unkte aus 
ein Win ee hteins:efeh wünſchen Me unzweffelhaft ind 58 
ſte b in dieſem M haft fi . 
begenwärtig vor die Frage geftellt, oh, wir Jenn mit Moment dieſen Conflict 
um Abſchluß bringen wollen oder nicht. Ammeren Cotpeigerung der 
udemnität wird in einen viel ſchärfer en, sche gleich n Conflict eingetreten, 
ei dem ich nicht abſehen kann, wo da eine Ausgleichung gefunden werden 
unte. Es iſt Ihnen ſchon vom Herrn Finanzminister gefagt worden, da 
die Staatsregierung nicht aus Verlegenheit und nicht aus Angſt oder fon 


der Form, 


chtige Frage zu ſein 
(ann, nicht blos 


enswu und Friedensbedürfniß, hierin liegt aber auch die einzige Ga⸗ 
(Gute, dle überhaupt eine Role für die Zulunft zu . 1 
eau rechts.) Dies Bedürfniß wird ſich steigern mit den ufgaben, die 
ich Regierung in Deutſchland und Curopa zu vollführen hat. Daher ſpreche 
den ab meine 2 . uns für die Faſſung des Entwurfs aus, wie fie aus 

Sigungen der Commiſſion hervorgegangen iſt. Ich bin dabei allerdings 
ürheit ſchuldig zu erklären, daß wir damit nicht ohne Weiteres alle 
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e 
von Vo udemnitätserklärung ausgeſprochen; peo, 
wenn ich nicht irre, erſt das ganze Veamtenthum des preuß. Staats in das conſtitu⸗ 
tionelle Leben eingewöhnt und einer Menge von Schäden, die c 
} A b nase 
mich, wie lange der Conflict dauern würde, wenn wir alle dieſe Bedingungen 
an die Indemnität knüpfen wollten, und ich mußte mir ſagen, daß darüber 
wirklich eine ſo lange Zeit vergehen würde, daß kaum Einer von uns es noch 

fand ſich aber, daß ſeine Vorbedin⸗ 
gungen außerordentlich leicht zu erfüllen wären durch ein Miniſterverantwort⸗ 
.! Ich bin ſtets der Anſicht geweſen, daß der große 
Conflict, welcher diefes Land 4 Jahre lang bewegt hat, nicht abgeſchloſſen 


Annahme des Entwurfs 


ſondern auch die Kraft, wo⸗ V 


einem Grunde dieſen Geſetzentwurf einbringt, ſondern aus wirklichem Frie⸗ 
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Boden der Thatſachen, und das thun wir hiermit. (Beifall.) 


Sache war, hat eine formelle und eine materielle Seite. In der formellen 


Commiſſion ſelbſt der Regierung Zugeſtändniſſe machen wollen oder machen 


verweigert haben würde, wenn man dieſe Verwicklungen und dieſen 
hergeſehen hätte. 


kunft beſſer vorhergeſehen hat als Sie? t 
wenn ich ihn recht aufgefaßt habe, was ja bei längeren Reden immer ſchwierig 
iſt, in einigen uns ſehr angenehmen Widerſprüchen befunden. Er hat uns 
zuerſt ausgeführt, daß Preußen ſehr bequem ohne Verfaſſung regiert werden 
könne, ja daß der Charakter der deutſchen Nation eigentlich darauf angelegt 
iſt, ohne Verfaſſung regiert zu werden. Anſtatt daraus aber zu folgern, daß 
jede deutſche a yigg ſehr behutſam in ihrem Auftreten gegen die 
Regierung fein muß, hat er ſtatt deſſen die ſchärfſten Angriffe auf diejenigen 

nititutionen unſeres Landes gerichtet, die nach feiner eigenen Meinung die 
lärkſten Stützen deſſelben find. Außerdem glaube ich auch, daß er ſich in 
Betreff der Thatſachen einigermaßen geirrt hat, und möchte ich auch darau 
aufmerkſam machen, daß, wenn er ſo weiter fortfährt, er nicht nur einen neuen 
Militär⸗Conflict, ſondern ſogar einen norddeutſchen Militärconflict zu 
Stande bringt, und was dann bei einem ſolchen aus der Landes⸗Vertretung 
werden follte, das läßt ſich wohl leicht errathen. Gegen den Herrn Dr. Walz: 
deg möchte ich noch bemerken, daß es unzweifelhaft feſtſteht, daß die Er⸗ 
theilung der Indemnität nicht die geringſte Entſcheidung des ben de 
flictes rückſichtlich ſeines materiellen Inhalts in ſich enthält. Wer ſonſt daran 
Vergnügen findet, der könnte trotz der Indemnität den Conflict fo lange ver⸗ 
längern und aufrecht erhalten, wie er will. Haben wir aber heute das In⸗ 
demnitäts⸗Geſetz angenommen, ſo werden wir, ich 9 nicht daran, bei der 
Berathung über das in von 1867 uns in vielen Sachen weit, weit 
leichter einigen können. Und ſo möchte ich denn mit folgender Aufforderung 
ſchließen: Brechen Sie, m. H. (nach links gewendet) mit einer kleinen negativen 
ergangenheit, damit Sie der großen Gegenwart gewachſen ſind, und damit 
wir gemeinſchaftlich die noch größere Zukunft zu umſpannen vermögen, (Leb⸗ 
hafter Beifall rechts. 1 . 

Abg. Harkort (gegen das Geſetz. Redner iſt auf der Tribüne faſt un⸗ 
verſtändlich).. Indemnität kann erſt an dem Tage gewährt werden, an wel⸗ 
chem wirklich wieder ein Budget verfaſſungsmäßig b Stande gekommen iſt. 
Es wird jetzt fo riel von Verſöhnung geſprochen, aber dem entſprechen auf 
Seiten der Regierung die Thatſachen keineswegs. Und die Regierung hat 
nicht blos für verfaſſungswidrige Gelvausgaben Indemnität zu verlangen, 
ſondern auch für viele andere Dinge, namentlich für die Verletzung des freien 
Wortes, die Bedrängniſſe der Preſſe, die Beeinträchtigung der Wahlfreiheit. 
Die conſervative Partei ſagt jetzt immer, man ſolle Kleinigkeiten jetzt ruhen 
laſſen. Ja wohl, aber ſind denn dergleichen Sachen Kleinigkeiten? 

Abg. Hr. Löwe (für den Commiſſionsantrag): „M. H., der Vorredner 
hat mit dem Worte Indemnität einen weiteren Begriff verbunden, als dies 
die Regierungsvorlage und der Commiſſionsentwurf thun. Er hat die In⸗ 
demnität ausgedehnt auf alle Regierungshandlungen dieſes Miniſteriums, 
während hier lediglich der Streit über das Budget, über die während der 
letzlverfloſſenen 4 Jahre geleiſteten Staatsausgaben in Betracht kommt. In 
dieſer Auffaſſung liegt ein großer Unterſchied; die weitere Auffaſſung zwingt 
ihn, die Indemnität zu verweigern, mir dagegen erlaubt die, wie ich meine, 
hier allein mögliche Auffaſſung, die Genehmigung zu ertheilen. Mir wird 
dies möglich dadurch, daß das Budgetrecht formell wieder hergeſtellt iſt. 
Es kam überhaupt zuerſt in Frage durch die Militärverhältniſſe. Nach den 
letzten Ereigniſſen iſt die Ausſicht für die Zukunft gegeben, daß dieſer Anſtoß 
unmittelbar beſeitigt werde. Ob der Conflict ſpäter ganz vermieden wer⸗ 
den wird, das kann ich allerdings nicht entſcheiden. ür mich iſt allein 
die Frage maßgebend, daß durch die Erklärungen der Regierung das ver⸗ 
faffungmäßige Bugetrecht anerkannt iſt; daß bie Regierung zugeſtanden hat, 
daß die Ausgaben der letzten 4 Jahre nicht auf der verfaſſungsmäßigen Ba⸗ 
ſis geſchehen ſind. Dadurch iſt der Rechtsſtandpunkt wieder hergeſtellt und 
dadurch iſt für mich die Möglichkeit wiedergegeben, über die Dinge zu ver⸗ 
handeln und ein Urtheil darüber abzugeben. 2 EEE 

n den früheren Seſſionen, m. H., habe ich immer mit nein ſtimmen 
inanzvorlagen, weil der Rechtsſtandpunkt fehlte; ich bin aber 


müſſen bei F „ die ſich früher für berechtigt 


eut wirklich erſtaunt darüber, daß diejeni 
delten 1 ee zu bewilligen, daß dieſe ſich heute nicht in der rechtlichen 
Möglichkeit zu befinden glauben, ihr Votum abzugeben. — Ich bin alſo, wie 
geſagt, in der Lage, an die Berathung der Frage heranzutreten. Da iſt nun 
die weitere Frage: Iſt es wohl zweckmäßig, mein Recht geltend zu ma⸗ 
chen und ja zu ſagen? — Die Ausführungen des Abg. für Mansfeld, die 
ebenſo intereſſant, als belehrend waren, können allerdings ſehr beſtechen. Ein 
Niniſter⸗Verantwortlichkeits⸗Geſetz, führt er aus, iſt das natürliche 
Correlat zur Indemnität. Ja, m. H., das iſt ganz richtig. Wenn wir auf 
einer glücklichen Inſel lebten, die keine Anfechtungen von außerhalb zu be⸗ 
fürchten hätte, oder in Amerika, wo wir keine Nachbarn hätten, die in jedem 
Augenblick in unſere Angelegenheiten hineinzureden Willens find, dann 
würde auch ich ſagen: Bleiben wir feſt auf dieſem Standpunkt ſtehen, laſſen 
wir die Sache ruhig weiter gehen, endlich müſſen wir doch in Ordnung kom⸗ 
men. Ich würde dann noch ganz andere Anſprüche erheben, als die Forde⸗ 
rung eines Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗Geſetzes; denn, wie ein berühmter 
Publiciſt fagte: „Ein Gensdarmen⸗Verantwortlichkeitsgeſet iſt uns noch viel 
nothiwenbiger. Dann könnten wir zubig zuwarten, bis die Miniſter in Ver⸗ 
legenheit kommen und nachgeben. tein Grund, weshalb ich es heute 
für Recht halte, dem Commiſſtonsantrage zuzustimmen, baſirt auf der all- 
gemeinen politiſchen Lage. Es iſt ein Stein aus dem Gewölbe heraus: 
eriſſen und wir müſſen darauf achten, daß nicht das ganze Gewölbe über un⸗ 
eren Häuptern zuſammenſtürzt. Wir haben jetzt erſt die Anfänge der neuen 
Entwickelung; fie find glücklich und dielverſprechend. Welche Abſichten auch Die⸗ 
jenigen gehabt haben mögen, die angefangen, und welche Abſichten ſie auch haben 
mögen in Betreff der Fortſetzung der Anfänge: wenn die Kriegsfurie erſt ent⸗ 
feſſelt iſt, meine Herren, dann wird fie nicht eher zur Ruhe kommen, als bis 
erſt die Verhältniſſe Europa's wieder feſt zuſammengerüttelt find und eine 
allgemeine Ermüdung Platz gegriffen hat derart, daß man den Frieden höher 
ſchätzt, als den Gewinn: dann erſt werden wir wieder in regelmäßige Frie⸗ 
e ee hineinkommen. — Dazu iſt aber nötbig, daß wir dem Auslande 
gegenüber geeinigt daſtehen, wo es I unſere Cxiſtenz zu erhalten und die 
großen Aufgaben der Nation zu vollziehen. (Bravo.) Mit Ertheilung der 
. m. H., billige ich durchaus nicht die ganze Politit der Regierung, 
ihr ganzes Syſtem, ſondern ich erhalte mir dadurch nur die Möglichkeit, 
einer Kritik des Ministeriums und feines Regierungsſyſtems, ohne dem Aus: 
lande die Hoffnung auf einen Zwieſpalt im eigenen Lande zu geben, wenn 
an: 15 . beabſichtigen ſollte, uns mit einem neuen Kriege zu überziehen. 
eifall. 

Ich will damit zurückweiſen jedes fremde Volk mit ſeinen A a h 
das jeine Hoffnung darin ſetzt, daß wir uns einander zerfleiſchen und fo 
leichter feine Beute werden. (Bravo.) Deshalb, m. H., indem ich unſere 
Stellung zum Auslande voll und richtig auffaſſe, verzichte io heute auf das 
ſonſt Erwünſchte, und ich glaube, dies um ſo eher thun zu können, weil es 
ja nicht gilt, ein Recht RR Wenn das der Fall wäre, fo würde auch 
ich nicht weichen, weil dies über meine Competenz ginge. Was aus unſerem 
Verfaſſungsconflict in Zukunft wird, weiß ich allerdings nicht; fo viel weiß 
ich, daß derſelbe noch nicht gelöſt, daß der ag noch nicht wiederhergeſtellt 
iſt, daß er vielmehr noch immer unterbrochen werden wird, ſo lange ein 
Syſtem beſteht, wie es von den uns gegenüber auf der Miniſterban 
ſitzenden Männern in allen Zweigen der Verwaltung fortgeführt wird. 
— Wir hätten allerdings wohl nicht fo gemakelt an der Größe des aufzu⸗ 
ftellenden Heeres, wenn wir gewußt hätten, daß ein ſolcher Krieg bevor⸗ 
ſtehe; deshalb wollen wir auch die darauf verwendeten Summen nach⸗ 
träglich genehmigen. Unſere Hauptbedenken gegen die Organiſation können 
wir deshalb nicht aufgeben. Wenn ſo viele Arbeitskräfte mehr dem Lande 
entzogen werden, fo müſſen Einrichtungen getroffen werden, daß die vorhan⸗ 
denen Arbeitskräfte beſſer verwerthet werden können. Der Mittelpunkt bei 
der Militärfrage iſt für mich die deutſche Frage: ich war immer der Mei: 
nung, daß die Militärfrage in Preußen von entſcheidendem Einfluſſe auf 
die deutſche Frage fein werde: die Herſtellung einer deutſchen Armee iſt 
das, was wir erſtreben müſſen, und die Thronrede ſelbſt hat dies angedeutet 
und Erleichterungen für uns daraus verſprochen. Meine Herren! Für den 
Unterſchied zwischen Preußen und den norddeutſchen Staaten liegt die Quelle 
in der Armeefrage, in der Militäreinrichtung; durch die preußiſchen Ein⸗ 
tihtungen find die deutſchen vorgezeichnet worden; und wenn die preußiſche 
meine Ape alen, verbeſſert und für das Volk erleichtert, wenn die allge: 
meine Wehrpflicht ſo über ganz Deutſchland verbreitet wird, dann, m. H., 
haben wir die Grnndlage zur Büdung einer ganz neuen Nationalität (Bravo 
rechts). Sie rufen mir hier Bravo zu, m. H. (nach rechts gewandt); die 


Motive des Entwurfs acceptiren. Eine principielle Ueberzeugung kann man 
nicht ausziehen wie einen abgetragenen Rock, aber man kann ſich et 955 dem 
) .) M. H., jede 
nbemmität, die in unſerem deutſchen Staatsrechte bis dahin eine unbekannte 


Seite iſt die Regierung Ihnen entgegengekommen, in der letzteren hat die 


müſſen, das nämlich zugegeben, daß die Regierung ſachlich fo weit im Rechte 
ſich befunden hat, als es wir jetzt Alle ſehr bedauern müſſen, wenn ſie anders 
en bät!e als fie gethan hat. Der Commiſſions⸗Bericht geht ſelbſt in 
einen Moliven davon aus, daß man ſchwerlich die Koſten der n 

rieg vor⸗ 
Nun wollen Sie die Regierung etwa unter Anklage 
ſtellen oder ihr eine Ehrenerklärung geben, deswegen, weil ſie die Zu⸗ 
Der Herr Abg. Gneiſt hat ſich, 


lichen Hingebung an 


kf ſtituirung zu betheiligen, ſei es au 


und Wünſche ausfallen. — Ich finde nämlich die Neigung für die reine 
nexion, die man I mit ſo übertriebener Haſt durchzuführen ſucht, für ſehr 
bedenklich und gefährlich, doch werde ich fpäter bei einer andern Verhandlung 
Gelegenheit haben, darauf zurückzukommen. — Bei der innern Politik, m. H., 
wie ſie von der rechten Seite dieſes Hauſes und dem Miniſterium getrieben 
wird, iſt durch die Indemnität erſt die Hälfte deſſen gethan, was gethan wer⸗ 
den muß. Die andere Hälfte beſteht darin, das Volk 45 zu ſtellen 
mit dem Syſtem der Regierung, damit, wenn einmal wieder ein ſolcher 
Moment eintteten ſollte, wie wir ihn gehabt, der erſte Gedanke des Volkes 
nicht erſt wieder dahin gerichtet iſt, daß man kein rechtes Vertrauen hegt, 
ſondern ein Miniſterium wünſcht, welches mehr nach dem Herzen und Sinne 
des Volkes die Geſchäfte führt. (Lebhafter Beifall links.) — M. H.! Gegen 
eine Aeußerung des Abg. v. Vincke⸗Olbendorf muß ich hierbei auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte proteſtiren, daß nämlich bei der Einſtellung der Reſerviſten und Land⸗ 
wehrmänner die tapfere und enthuſiaſtiſche Haltung jener Männer eine Ver⸗ 
trauensadreſſe für dieſes Miniſterium geweſen ſei. M. H.! Damit erniedrigen 
Sie die höchſten Blüthen der Bildung und der Entwickelung des Voltsgefüble, 
damit erniedrigen Sie das beſte Element unſerer Armee, die Anger und 
Gewiſſenhaftigkeit für das Vaterland. (Beifall links.) Wie können Sie ſa⸗ 
gen, die Landwehrmänner kamen freudig zu den Fahnen, weil ſie die Mei⸗ 
nung des Miniſteriums theilten? Dann hätten wohl Ihrer Meinung nach 
diejenigen nicht kommen dürfen, welche die Anſicht des Miniſteriums nicht 
theilten? Daß ſie trotzdem gekommen ſind, iſt das Zeichen ihrer unveräußer⸗ 


ſo tief in das Blut Aller eingedrungen iſt, und dies iſt der höͤchſte TUE 
unferer Armee. (Lebhafter Beifall links.) — Ich wiederhole es nochmals, 
ſtimme für den Commiſſions⸗Entwurf, um dem Auslande gegenüber zu docu⸗ 
mentiren, daß es niemals auf uns rechnen darf; wenn dies aber allſeitig zur 
Wahrheit werden ſoll, dann muß auch von jener Seite etwas dazu geſchehen, 
es muß das bisherige Syſtem des Miniſteriums in allen Zweigen der Admi⸗ 
niftration geändert werden. Das, m. H., wäre ein wahrer Act der Königs: 
treue, (Lebhafter Beifall links.) 5 * 

Abg. Dr. Virchow (gegen den Commiſſions⸗Antrag). Auch ich hege das 
Bedürfriß nach Frieden und habe dies auch ſchon meinen Wählern gegenüber 
erklärt, aber es muß ein ehrlicher Friede ſein, und dieſer kann nur gemacht 
werden unter gewiſſen Verhältniſſen. Was iſt nun aber wohl die Quelle des 
Friedensbedürfniſſes der Regierung? Die Quelle hierzu iſt nicht die Ueber⸗ 
zeugung, daß die bisherige Haltung des Miniſteriums in verfaſſungsmäßigen 
Dingen falſch geweſen, iſt nicht die Ueberzeugung, daß das Recht des Landes 
anders aufzufaſſen ſei, als bisher, ſondern der einzige Grund iſt die äußere 
Situation; der Friede iſt für die Regierung kein inneres Bedürfniß. Da ich 
aber nun aus inneren Gründen den Frieden wünſche, nämlich um den Rechts⸗ 
uſtand dauernd ſicher zu ſtellen, jo kann ich mit der Regierung nicht auf dem⸗ 
alben Boden der Vereinbarung ſtehen. Der Finanzminiſter hat die ſchwere 
Drohung bei den Commiſſions⸗Berathungen ausgeſprochen, daß die Regierung 
bei Verweigerung der Indemnität die Creditbewilligung gar nicht wolle, da 
fie dieſelbe nicht nöthig habe. Ich gehe an die Sache ganz vbjectiv Fa 
und komme nach gewiſſenhafter Ueberlegung zu dem Reſultat, daß ich die In⸗ 
demnität nicht ertheilen kann, dagegen den Credit von 154 Millionen bewil⸗ 
lige. Hier liegt der Weg zur beiderſeitigen Verſtändigung, der Abſchluß des 
Conflicts liegt nicht in der Indemnität, ſondern in der Wiederherſtellung des 
verfaſſungsmäßigen Zuſtandes. Dieſer aber tritt auch ein mit der Publication 
des Etats für 1867. Wenn dies geſchehen, kann ich erſt Indemnität bewilli⸗ 
gen und habe einen ſolchen Antrag auch in der Commiſſion geſtellt. J —— 
mich dazu um ſo — veranlaßt, als kürzlich ein 5 des Herrenhauſes 
den Paſſus in der Thronrede über die Indemnität, ohne einen Widerſpruch 
von Seiten der anweſenden Staatsminiſter zu hr ung ſo zu deuten verſuchte, 
daß das Verfahren der Regierung gar nicht verfaſſungswidrig geweſen wäre, 
und deshalb keiner Abjolution bedürfe. 

Man hört nichts von einer Amneſtie, man ſieht kein äußeres Zeichen der 
Verſöhnung, im Gegentheil wird die alte Praxis in der empfindlichſten Weiſe 
fortgeſetzt, und nun kommt gar noch die Drohung des Finanzminiſters. Um 
ſolchen Preis, m. H., Frieden zu machen, ſind wie nicht berechtigt; ich bin 
ohne jede Bitterkeit und ohne perſönliche Gehäſſigteit an die vage herange⸗ 
gangen und habe dem Miniſterium gegenüber die höchſten perſönlichen Opfer 
nd wie man ſie von einem politiſchen Manne kaum verlangen kann. 


nicht aus Partei⸗Intereſſe, ſondern einzig in dem Pflichtgefcchl, das verfaf⸗ 
ſungsmäßige Recht des Volkes zu wahren. (Lebhafter Wel dene 
iniſter⸗Präſident Graf Bismarck: Aae die Regierung den 
Frieden wünſcht, um ſo mehr fühlen ihre Mitglieder die Verpflichtung, ſich 
jedes Eingehens auf retroſpective Kritik zu enthalten, ſei es abwehrend oder 
angreifend. Wir haben in den letzten Jahren unſern Standpunkt von beiden 
Seiten mit mehr oder weniger Bitterkeit oder Wohlwollen vertreten. Keiner 
hat vermocht, den Andern zu überzeugen, Jeder hat geglaubt, recht zu han⸗ 
deln, wenn er fo handelte, wie er that. Auch in auswärtigen Verhältniſſen 
würde ein Friedensſchluß ſchwerlich zu Stande kommen, wenn man verlangte, 
daß ihm von einem vop beiden Theilen das Bekenntniß vorangehen ſollte: 
„Ich ich es jetzt ein, ich habe unrecht gehandelt.“ Wir wuünſchen den 
den, nicht weil wir kampfunfähig ſind, im Gegentheil, die Fluth ging mehr zu 
unſeren Gunſten als vor Jahren, auch nicht um einer künftigen Anklage zu 
entgehen, denn ich glaube nicht, daß man uns anklagen wird, ich glaube nicht, 
daß wenn dies geſchieht, man uns verurtheilen wird. Man hat dem Mini⸗ 


Folgerungen, die ich daraus ziehe, werden wohl aber gegen Ihre 1 
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eſetz, es iſt das Zeichen, daß gerade unſer te 0 
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nd ich ſtimme gegen die Commiſſions⸗Anträge nicht aus factibſen Gründen, l 
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ſterium viele Vorwürfe gemacht, aber der der Furchtſamkeit iſt neu. Wir 


wünſchen den Frieden, weil das Vaterland ihn in dieſem Augenblick mehr 
bedarf als früher, weil wir hoffen, ihn jetzt zu finden; wir hätten ihn früher 
eſucht, wenn wir gehofft hätten, ihn früher finden zu können. Wir glauben 
ihn zu finden, weil Sie erkannt haben werden, daß die lönigl. Regierung den 
Aufgaben, welche auch Sie in Ihrer Mehrzahl erſtreben, nicht ſo fern ſteht, 
als Sie vielleicht vor Jahren gedacht haben, nicht ſo fern ſteht, wie das 
Schweigen der Regierung über Manches, was verſchwiegen werden mußte, 
Sie 155 glauben berechtigen könnte. l 
: us dieſen Gründen glauben wir den Frieden jetzt zu finden und ſuchen 
ihn ehrlich, wir haben Ihnen die Hand dazu geboten und der Commiſſions⸗ 
Antrag giebt uns die Bürgſchaft, daß Sie in dieſe Hand einſchlagen werden. 
Wir werden dann die Aufgaben, die uns zu löſen bleiben, mit Ihnen in Ge⸗ 
meinſchaft löfen, ich ſchließe von dieſen Aufgaben Verbeſſerungen der inneren 
Verwaltung, Herſtellung der 80 wi le Verfaſſungszuſtände keineswegs 
aus. Aber nur gemeinſam werden wir ſie löſen können, indem wir auf bei- 
den Seiten erkennen, daß wir von beiden Seiten vemjelben Vaterlande mit 
demſelben guten Willen dienen, ohne an der Aufrichtigkeit des Anderen zu 
zweifeln. In dieſem Augenblick ſind aber die Aufgaben der auswärtigen Po⸗ 
litik noch ungelöſt, die glänzenden Erfolge der Armee haben nur unſeren Ein 
ſatz ins Spiel gewiſſermaßen erhöht, wir baben mehr fe verlieren als vorher, 
aber gewonnen iſt das Spiel noch nicht; aber je feſter wir im Innern zu⸗ 
ſammenhalten, deſto ſicherer ſind wir es zu gewinnen in dieſem Augenblick. 
Wenn Sie ſich im Auslande umſehen, wenn Sie die wiener Zeitungen durch 
gehen, und zwar diejenigen, von denen bekannt iſt, daß ſie die Meinungen der 
kaiſerlichen Megierung vertreten, ſo werden Sie diejenigen Aeußerungen des 
Haſſes und der Aufregung gegen Preußen finden, die auch vorher vorhanden 
eweſen waren und die nicht wenig ER beigetragen haben, den Krieg zum 
usbruch zu bringen. Sehen Sie auf die Völker von Süddeutſchland, wie 
fie ſich in der Armee vertreten finden, da iſt der Grad von Verjöhnlichkeit 


und von Erkenntniß einer gemeinſamen Aufgabe des geſammten Deutſchland 


ewiß nicht vorhanden, fo lange baieriſche Truppen aus dem Eiſendahnwagen 
W reußiſche Offiziere ſchießen. Sehen Sie ſich das Verhalten been 
nen deutſchen Regierungen an gegenüber den gemeinſam zu errichtenden Einrich⸗ 
tungen; es ift bei einigen vollſtändig befriedigend, bei anderen widerſtrebend; ges 
wiß aber iſt, daß Sie kaum in Europa eine Macht finden werden, welche die 
Conftituirung dieſes neuen deutſchen Geſammtlebens in wohlwollender Weiſe 
förderte, welche nicht das Bedürfniß hätte, ſich in ihrer Weile an dieſer Con⸗ 
zuch nur, um einem der mächtigeren Bundes⸗ 

genoſſen, wie Sachſen, die Moglichkeit nicht zu verkümmern, dieſelbe Rolle 

noch einmal ſpielen zu können, wie bisher. Deswegen, meine Herren, iſt un⸗ 

ſere Aufgabe noch nicht gelöſt, ſie erfordert die Einigkeit des 2% enn Bun⸗ 

des der That nach und dem Eindruck auf das Ausland nach. Wenn man 

oft geſagt hat, was das Schwert gewonnen hat, hat die Feder verſpielt, fo 
habe ich das volle Vertrauen, daß wir nicht hören werden; was Schwert 
Bad gewonnen haben, iſt bon dieſer Tribüne vernichtet. (Lebhaftes 

ravo. 

Der Präſident theilt mit, daß 2 Anträge eingegangen ſind, einer auf 

Schluß und einer 5 Vertagung der Debatte. 5 die Rednerliſte ſind noch 
Een: Gegen die Commiffionsanträge: Frhr. bon Hoverbeck und 
Schulze (Berlin), Für dieſelben: Dr. Achenbach, Lasker, Graf Be⸗ 
thuſy⸗Huc, Dr. John (Labiau), Lent, von Kirchmann, von Unruh, 
oppe, v. Gerlach, von Wedemeyer. Der Schluß wird mit geringer 
112 abgelehnt: 17 ae 

olgen perjönlihe Bemer . 

Abg. Hohen: Der n (Neuſtettin) hat in einer Bemerkung 
gegen den Dr. Michaelis die 17 aufgeworfen, wie wir uns wohl benom⸗ 
men haben würden, wenn die 
vongetragen hätten. Ich weiß nicht, ob wir die Worte 
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eiterreicher bei Werte 1 h Sieg da⸗ 
rer ganzen 
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Schwere verſtehen ſollen, denn dann hätte man nicht verlangen können, daß eigniſſe und des Krieges verfolgt, beunruhigt oder in feiner on oder ſei⸗ 
der Abgeordnete, wenn er damit Verdächtigungen gegen die Mitglieder des nem Eigenthum beanſtandet werden. u Bei | 3% chäft, ab auswärts geſchäftslos. Weizen pr. 
Centrums hier bat ausſprechen wollen, unumwunden und nicht jo verſtecktf Art. XI. Se. he der Kaiſer von Oeſterreich verpflichtet Sich, Be⸗ 9400 Pfd. netto 121 Bancothaler Br., 119 Gld. pr. Bei 
mit ſeiner Anſicht hervorgetreten wäre. Ich meinerſeits weiſe dieſe Inſinua⸗ hufs Deckung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen 117 Gld. Roggen ab auswärts flau, pr. Oktbr⸗Nopbr. . 
tion in Uebereinſtimmung mit meinen fpeziellen Freunden mit der vollen Ent: | Roften, an Seine Majeſtät den König von Preußen die Summe von Vierzig 68, Br., 67% Gld. Oel pr. Septbr. 26, pr. Oelbr. 26, — J, gekündigt 
ulſtung zurück, die ſie verdient. In meiner nun bereits 18jährigen politiſchen Millionen preußiſcher Thaler zu PA Von dieſer Summe ſoll jedoch der 1000 Ctr. auf September⸗Lieferung. Kaffee ruhig. Zink 500 Lr. loco 
Thätigkeit habe ich es nie nöthig gehabt, zu derartigen Aeußerungen, die Betrag der Kriegskoſten, welche Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, laut] zu 14%, 2000 Ftr. pr. Oct.⸗Nov. zu 13% verkauft. — Schönes 
immer das Zeichen einer ſchwachen Sache find, meine Zuflucht zu nehmen; Art. XI, des gedachten wiener Friedens vom 30. October 1864, noch an die 
ſonſt hätte ich Be oft ſchon Gelegenheit gehabt, die Anſicht auszuſprechen, Herzogthümer Schleswig und Holſtein zu fordern hat, mit Fünfzehn Millio⸗ Breslauer Börſe vom 3. Septbr.] [Schluß⸗Courſe.] 1 Uhr 
daß man in dieſer Weiſe auftritt, um dadurch zu höheren Aemtern zu nen preußiſcher Thaler und als Aequivalent der freien Verpflegung, welche dene Ruſſiſch Papiergeld 74.—4 IM, Oeſterr. B ten 78% — 
. j die preußiſche Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr bccupirten 3% bez. Schleſ. Pfandbriefe 87% bez. u. Br. Schleſ. Rentenbriefe 92 140 Br. 

: Abg. Dr. Jacoby (zur perſönlichen Bemerkung): Der Herr Abg. öſterreichiſchen Landestheilen haben wird, mit Fünf Millionen preußiſcher] Defterr. Nationanleipe —. Freiburger 136% Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. 
v. Binde hat einige Worte angeführt, die ich in einer der früheren Sitzungen Thaler in Abzug gebracht werden, fo daß nur Zwanzig Millionen preußiſcher Lit. A, u. C. 167 d. Wilhelmsbahn —. Sppeln⸗Tarnowizer 76 Br. 
geſprochen, daran anknüpfend, hat er die Güte gehabt, mich darauf aufmerk- Thaler baar zu zahlen bleiben. . Oeſterreich. Credithank⸗Actien 62% bez. Schleſ. Bank⸗Verein 112 Br. 1860er 
ſam zu machen, daß wir nicht in einem idealiſtiſchen Staate leben. Das iſt Die Hälfte dieſer Summe wird gleichzeitig mit dem Austauſche der Rati⸗ Tooſe 63%, Gd. Amerikaner A| bez. Warſchau⸗Wiener 58% bez. u. Br. 
Allerdings eine Wahrheit, an welche ich nicht blos durch die Worte des Herrn ficationen des gegenwärtigen Vertrages, die zweite Hälfte drei Wochen fpäter | Minerva 31%. National⸗Anleihe 53% . u. Br. 

Abgeordneten v. Vincke, ſondern täglich und ſtündlich durch die thatſächlichen zu Oppeln baar berichtigt werden. Breslau, 3. Septbr. Preiſe der Cerealien. 

Verhaältniſſe in unſerem Staate erinnert werde. Ich bin weit entfernt, un.“ Art. XII. Die Räumung der von den königlich preußiſchen Truppen bes Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Sübergroſchen. 
erreichbaren Idealen nachzuſtreben, es ſei denn, daß der Herr Abgeordnete ſetzten öſterreichiſchen Territorien wird innerhalb drei Wochen nach dem Aus: 8 sen Bu ordin a fein mittel orbin, 
den ehrlichen Verfaſſungsſtaat für ein ſolches Ideal halte. — Da Redner im tauſche der Ratificationen des Friedensvertrages vollzogen fein, Von dem — u a Pie Dichter 
weiteren Verlauf feiner Worte das Gebiet einer perſönlichen Bemerkung Tage des Ratificationstauſches an werden die prenziſchen General⸗Gouverne⸗ Weizen, weißer 80-85 75 66—70| Roggen, neuer. 2 51 48—50 


amburg, 1. Sept. [Getreidemarkt.] Loco zu ei 
r. 


bender deer 
ctober 

br. 118 Br., 
5000 Pfd. Brutto 


berſchreitet, wird ihm vom Präſidenten von Forckenbeck das Wort ments ihre Functionen auf den rein militäriſchen Wirkungskreis beſchränken.) do. gelber, alter 77—80 74 68—72 Gerste 3—45 41 38-40 
entzogen. N — Die beſonderen Beſtimmungen, nach welchen dieſe Räumung ftattzufinden hat, do. do. neuer 73—75 71 6870 80 . 26—27 25 24 
g g. b. Vincke⸗Olbendorf: Der Abt. Michelis hat gejagt, ich hätte | find in einem abgejonderten Protokolle feſtgeſtellt, welches eine Beilage des Roggen, alter... 5 54 53 en 60—62 56 50—53 
behauptet, in Preußen könne kein idealer Menſch fein. Ich kann in dieſem . Vertrages bildet. Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
Ausdrucke nur eine abſichtliche Umwendung oder Verdrehung finden; ich habe Art. XIII. Alle zwiſchen den hohen vertragſchließenden Theilen vor dem der Marktpreiſe von Raps und Nübfen. 

nur darauf hingewieſen, daß . Volksvertreter nicht für einen idealen, Kriege abgeſchloſſenen Verträge und Uebereinkünfte werden, inſofern dieſelben[ Raps 198 188 175 
ſondern für den preußiſchen taat einzutreten und zu handeln berufen find. nicht ihrer Natur nach durch die Auflöfung des deutſchen Bundes⸗Verhält⸗ Winterrübſen. 180 170 160 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 


Gegen die Behauptung des Abg. Löwe, ich hätte das pünktliche Eintreffen niſſes ihre Wirkung verlieren muſſen, hiermit neuerdings in Kraft geſetzt. Sommerrübfen — - 


der Reſerven und Landwehrmänner für eine Vertrauensadreſſe an das Mi⸗ Insbeſondere wird die allgemeine Cartel⸗Convention zwiſchen den deutſchen Dotter 150 140 130 
niſterium erklärt, verweiſe ich auf den ſtenographiſchen Bericht. Sie haben | Bundesſtaaten vom 10. Februar 1831 ſammt den dazu gehörigen Nachtrags⸗ Loco (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
deim Abmarſch gar nicht an's Miniſterium gedacht. Gegen den Abgeordne⸗ beſtimmungen ihre Giltigkeit zwiſchen Preußen and Oeſterreich behalten. 14% Thlr. Gd., % Br. 

ten Jacoby will ich nur das bemerken, daß nach meiner Ueberzeugung der Jedoch erklärt die talſerlich öſterreichſſche Regierung, daß der am 24. Ja- Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Etr. Roggen. — Ctr. Hafer. 

Staat allerdings — \ 8 ſuuar 1857 abgeſchloſſene Münzvertrag durch die Auflöſung des deutſchen 500 Etr. Rübdl, — Ctr. Leinöl. — Ort. Spiritus. 

2 nn Präſident entzieht dem Redner das Wort; das ſei keine perfönliche N and p ee meinten ah für n und 

Bemerkung. 5 die königlich preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, in Verhandlungen wegen ‘ 
. Abg. Wa * 1 des nn Wagener zunächſt gegen mich Hebung dieſes Vertrages mit Deſterreich und den übrigen Thellnehmmern Berliner Börse vom 1. Septbr. 1866. 
gerichtet war, ſo weiſe ich es mit der vollen Indignation eines guten Ge⸗ an demſelben einzutreten. Desgleichen behalten die hohen Contrahenten Sich Touän- und HeiisBemme, — hellen, 


91% ba. 


15 wiſſens zurück und überlaſſe es dem Haufe, über die Moralität eines ſolchen vor, über eine En des Handels⸗ und Zollvertrages vom 11. April 1865, eee 6 
2 85918 103“ br. 


Benehmens zu urtheilen. im Sinne einer größeren Grleichterung des gegenfeitigen Verkehrs, ſobald als] Staate. Anl. von 1850 Dividende pro 1086 
to 


Abg. Wagener: Einer Entgegnung gegen den Abg. Robben glaube ich möglich in Verhandlung zu treten. Einſtweilen ſoll der gedachte Vertrag mit di 1860. 524 892 ba. 
mich enthoben. Was ich in der Sache jelbjt gemeint habe, werde ich den der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jedem der hohen Contrahenten vor⸗ — = 40 * n 6120 
Herren bei Gelegenheit der Annexionsvorlage auseinanderſetzen. behalten bleibt, denſelben nach einer Ankündigung von ſechs Monaten außer] 4119 1855 414, 97%, ba. Berg.- Märkische 10 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sizung Montag 10 Uhr. Tages⸗ Wirkſamkeit treten zu laſſen. dito 1856141131974, ba. Berlin-Anhalt. 11 
ordnung: Jortſetzung der heutigen Berathung. Art. XIV. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages ſollen zu dito een De ee 
8 Prag binnen einer Friſt von acht Tagen, oder, wenn möglich, früher ausge⸗ dito 125 4007 da. Borlin -Hamburg| !0 
8 * Ar 2 And FRERB, 1000 we 15 1 5 11 Se d 1 8 Staato-Schuldscheine 31 154555 Ber. Seal 1 

zwiſchen Preußen und Oeſterreich vom 23. Augn } rkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten gegenwärtigen Ver: Pram ul von E za de 3 55 8 
1 . I. itrag unterzeichnet und mit dem Fan l. ihrer Wappen 8 a Se She 
Im Namen der allerheiligſten und untheilbaren Dreieinigkeit. So geſchehen in Prag am 23ſten Tage des Monats Auguſt im Jahre des] (Pommersche. ‚314152 Cöln-Minden . 
Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeſtät der Kaiſer von Heils Achtzehn Hundert ſechszig und ſechs. r —— 93688 9 
DODiäeſterreich, beſeelt von dem Wunſche, ihren Ländern die Wohlthaten des Frie⸗ (L. S.) gez. Werther. (L. S.) gez. Brenner. ) dito neue... 4 00, dito dito — 
dens wiederzugeben, haben beſchloſſen, die zu Nikolsburg am 26. Juli 1865 2 \Schlesische. . . . 4% 87 &. Galiz. Ludwigsb,| 9 
Euntetgeiäuien Präliminarien in einen definitiven Friedensvertrag umzu⸗ Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten 5 Fommersche... 910 de. * 
geſtalten. . 2 2 —.—. 4 1801 ba. äb.-Leipzig.. f 
3 12 or dieſem Ende haben Ihre Majeftäten zu ihren Bevollmächtigten er“ Wien, 2. September. Die heutigen Morgenblätter melden übers E 8 ! 9 6 * alnz Amawigeh ; 
8 ent ar, er Ang von Preußen: einſtimmend, daß Graf Mensdorff das Portefeuille der auswärtigen | = Tee 91 9 8 — i ‘ 
Se. 2 : 2 (84% 4 1924, d Niedrschl. Märk. 
Ihren Kammerherrn, Wirklichen Geheimen Rath und Bevollmächtigten, en behalten werde und 5 on einer Erſetzung deſſelben durch 5 br Cet nk. 1 da, ||Niedrschl, ed. Ag 
Karl Freiherrn v. Werther, Großkreuz des königlich preußiſchen rothen Baron Hübner nicht mehr die Rede ſei. . { Goldxr 9. 8½ U. ala Bk n 
F Adler⸗Ordens mit Eichenlaub und des kaiferlich öſterreichiſchen Leopold⸗Or⸗ Die „Wiener Zeitung“ publieirt im ihrem amtlichen Theil den Wort⸗ F ee 
r laut des zwiſchen Oeſterreich und Preußen abgeſchloſſenen Friedens⸗ Oeser, Metammees e d, 0, br ll 
un 5 l * a vertrages. dito Nat.-Anl. 5 9 0 bz Oest. südl. St. B. f 
Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich: = 1 ; 5 dito Lot.-A.v.0015 63 bz Oppeln -Tarmow.| 3 
Ihren Wirklichen Geheimen Rath und Kammerer, außerordentlichen Ge Paris, 1. Sept. Die Kaiferin und der kaiſerliche Prinz find heute) au dito . r — — _ e ee e 6 
fandten und bevollmächtigten Miniſter, Adolph Maria Frhrn. v. Bren⸗ Morgen nach Biarritz abgereiſt. — Der „Patrie“ zufolge wird der aus Sieenb. I. — e ber (aueh Manchen 
ner⸗FJelſach, Commandeur des kaiſerlich pſterreichiſchen Leopold⸗Ordens Kaiſer am 10. d. ſich dorthin begeben. ital, none Bat fene 747 A i4 ba Istargard-Posen..| Bi 
. . 2. Thüringer 


: und Ritter des königlich preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 1. Klaſſe u. ſ. w. ; h 1 ; 
e in Brag in — Gomer 1 8 A * 55 Paris, 2. Sept. Der heutige „Moniteur veröffentlicht kaiserliche au Mol. Anl. ma 6 93 


lung ihrer in guter und richtiger Form befundenen Vollmachten über nad: | Derrete vom 2. d., wodurch Marquis de Mouſtier in Erſetzung hab If E l „„ 


hende Artikel ſich vereinigt haben. Speer Droupn de Lhuys“, deſſen Entlaſſungsgeſuch angenommen worden, ola, Odi. 2 800 Fl. 4 |S7 ba. 2 
Art. I 63 fell in Zukunft und für betänbig Riede und Freundſcholt zum Minister der auswärtigen Angelegenheiten ernannt wird. Drouyn] garde i obi)- 16 Et bau], La m 88 
zwischen Sr. Majeität dem Könige von Preußen und Sr. Majeftät dem Kaiſer de Lhuhs iſt zum Mitglied des Geheimen Rathes ernannt. Der Mar: ee B b EEE — Tilo | 84 


Von Defterreich, ſowie zwiſchen Deren Erben und Nachkommen und ben beider: 


Re 8 Staaten und Unterthanen herrſchen. quis v. Lavalette iſt bis zum Eintreffen des Marquis de Mouſtier 


Eisenbahn-Prioritäta-Aotien. 


1 
75 
SFR 


. rt. II. Behufs Ausführung des Artikels VI, der in Nikolsburg, am 26. in Paris mit der interimiſtiſchen Leitung des auswärtigen Amtes nırz-Märkischs ....1414 97 B 
= Juli ig Sr en durch Seien be S. Bet pi Se. betraut. dito uhr . . wo 7 i 
Majestät der Kaiſer der Framzoſen durch Seinen bei Sr. Majeſtät dem Könige Der franzoͤſiſche Botſchafter am preußiſchen Hofe, Benedetti, iſt dito U. S4 314g. 84% 76 J. d Hannovorsche B 
don Preußen beglaubigten Botſchafter amtlich zu Nikolsburg, am 29. Juli a 5 4 4 Oöln-IMinden 4% 08 52. Hamb. Nordd. B. 7 9 
3 25 bat Alen aſſen: „Qu en ce qui concerne le ee zum Großkreuz, Baron Saillard zum Offizier der Ehrenlegion er: A 10 B. göhigsberger B- 6% guy 
2% * la Vendtie est acquiss à UItalie pour lui ötre remise à la] nannt worden. dm — Stube Luxemburger B.|/4 0 
paix, — tritt Se. Majeftät der Kaiſer von Oeſterreich dieſer Erklärung auch Der „Moniteur“ veröffentlicht ferner das folgende Schreiben des dito 41% 957% 6. — 3 
Seiner Seits bei und giebt Seine Zustimmung zu der Vereinigung des] Kaiſers Napoleon an Drouyn de Lhuys vom 1. September: — vun By De, rouss. Bank- A 10e. 
Lombardo⸗Venetianiſchen Königreichs mit dem Königreich Italien, ohne andere Lieber Herr Drouin de Lhugs! g ibn 1 2 5. Dinger Biak] 4 4 
lläſtige Bedingung, als die Liquidirung derjenigen Schulden, welche, als auf 2 dito — 7 61% 
den abgetretenen Landestheilen haftend, werden anerfannt werden, in Ueber: Ich bedauere es lebhaft, daß die Umſtände Mich nöthigen, Ihre Garrel, r 4 787 b. . 
ckeinſtimmung mit dem Vorgange des Tractats von Zürich. 0 Enklaſſung anzunehmen, aber indem Ich auf Ihre Mitwirkung verzichte, Nieder- r J 160% b Coburg Oredb A ß 8, 
Art. III. Die Kriegsgefangenen werden beiderſeits ſofort freigegeben | will ich Ihnen einen Beweis Meiner Achtung geben, indem ich Sie zum a urn iss ba Darmstädter „ 5 
weer, u. Se. Majeftät der Kaifer don Oeſterreich erkennt die Aufloſung] rated meines geheimen Rathes ernenne. Dieſe neue Stellung wird geri. 0 Mare Ben |: 
bes bisherigen deutſchen Bundes an und giebt Seine Zuſtimmung zu einer] den Vortheil gewähren, daß die Beziehungen nicht unterbrochen werden, 6 5. . % — — — leiprigoer „ 4 | 
neuen eftaltung Deutſchlands ohne Bethelligung des öſterreichiſchen Kaiſer⸗ welche Ihre Einſicht wie Ihre Ergebenheit für Meine Perſon und Meine 2 890 br. eee I 
ſtaates. Ebenſo verſpricht Se. Majeſtät, das engere Bundes⸗Verhältniß an | Dynaſtie mir kostbar gemacht haben. 3 ——— —ô—⁰. 225 Oesterr.redb.A 8 
La des Meine begründen lilo, und ella Sich dat einbertanben daß“ Der Kaser bat gefleen eine längere Spallersahrt nach dem Bon- e . 
die ſadlich von dieſer Linie gelegenen deutihen Staaten in einen Verein zu: logner Gehölz gemacht. . inerrn . . 1 
3 deſſen — Verbindung mit dem norddeutſchen Bunde Jaſſy, 29. Aug. Fürft Karl hat heute unter großem Jubel der] Rein Nate l. ar. 4 % h. Pn 
der näheren Verſtändigung golicen beiden vorbehalten bleibt und der eine] Bevölkerung hier feinen Einzug gehalten, nachdem er von der Geiſtlich⸗ Wechsel-Conrse 
‚internationale unabhängige daten baben‘ wird. a keit und dem Magiſtrat vor der Barriere der Stadt empfangen Mor: | Amsterdam 250 FI... 10. 14% ba. Augsburg 100 Fl. 

Art. V. Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich überträgt auf Se. d ß digfte Aufregung. Der Fürst to „do 2 142% da Leipzig 100 Tir % 
Maſeſtät den König von Preußen alle Seine im wiener Frieden vom 30. den war. In der Stadt herrſcht die freubigiie Auſtegung. e eee 1 1 . dito aue 00 ri 6. 
October 1864 erworbener Rechte auf die Herzogthümer Holſtein und Schles⸗ wird bis Montag hier bleiben und dann die Rückreiſe nach Bu areſt nde W b Ko Frankfurt 440 J. W n bi, 
f ig mi der u felt daß ee 155 e a antreten. 0 —.— 2 Bro 5 2 1 045 bz. W en, 17 5 

ig, wenn ſie durch freie immung den Wunſch zu erkennen geben, - . „ l 78 % b. aa R. 8 T. = 
alt Sanemart bereinigt 5 — 5 an Dänemark abgetreten werden ſollen. Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. * 2 ung ba. Bromen 100 Thlr.Goldl8 T. II 10% ba. 


Paris, 1. September Nachmittags 3 Ubr. Die Börſe war in ziemlich 
ünftiger Stimmung. Die Zproc. Mente wurde pr. Ende dieſes Monats 
chließlich zu 69, 90, pr. Liquidatſon zu 70 gemacht. Conſols von Mittags 
1 Uhr waren 8944 gemeldet. — Schluß⸗Courſe: Sproc. Reute 69, 90. 
talien, öproc. Rente 55, 55. proc. Spanier —. proc. Spanier —. 

efterr. Staals⸗Eiſenbahn⸗Attien 361, 25. Eredit⸗Mobilier⸗Aktien 666, 25, 
308 00 ig ge 410, „ Anleihe von 1865 pr. ept, 

„00. proc. Ver. St. pr. 1882 . 

London, 1. September, Nachmittags 4 Uhr. SchlußeCourfe: Conſols 
89%. Iprocentige Spanier 33. Sardinier 70. Italien. 5proc, Rente 54%. 

d 


Art. VI, Auf den Wunſch Sr. Majeſtät des Kaiſers von Oeſterreich er⸗ 
klärt Se. Majeſtät der König von Preußen Sich bereit, bei den bevorſtehen⸗ 
den Veränderungen in Deutſchland den gegenwärtigen Territorialbeſtand des 
Königreichs Sachſen in, feinem bisherigen Umfange beſtehen zu laſſen, indem 
Er Sich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu den Kriegskoſten und 
die künftige Stellung des Königreichs Sachſen innerhalb des norddeutſchon 
Bundes durch einen mit Sr. Majeſtät dem Könige von Sachſen abzuſchlie⸗ 
ßenden beſonderen Friedens⸗Vertrag näher zu regeln. l 7 
Dagegen derſpricht Se. Majeftät der Kaiſer von Oeſterreich, die von Sr. 
Maſeſtät dem Könige von Preußen in Norddeutſchland herzustellenden neuen 
$ Ein dingen, einſchließlich der Territorial Veränderungen, anzuerkennen. 
Art. VII. Behufs Auseinanderſetzung über das bisherige Bundes⸗Eigen⸗ 
ſttzßhum wird binnen längſtens ſechs Wochen nach Ratification des gegenwärti⸗ 
gen Vertrages eine Commiſſion zu Frankfurt a. M. zufammentreten, bei 
welcher ſämmtliche Forderungen und Anſprüche an den deutſchen Bund an⸗ 
ziuumelden und binnen ſechs Monaten zu liquidiren find. Preußen und Oeſter⸗ 
eich werden ſich in dieſer Commiſſion vertreten laſſen und es ſteht allen 
übrigen bisherigen Bundes⸗Regierungen zu, ein Gleiches zu thun. 
Art. VIII. Oeſterreich bleibt berechtigt, aus den Bundesfeſtungen das 
5 8 Eigentum und von dem e Bundes⸗Eigenthum den ma⸗ 
ttitularmäßigen Antheil Oeſterreichs fortzuführen oder ſonſt daraber zu ver⸗ 
fügen; daſſelbe gilt von dem geſammten beweglichen Vermögen des Bundes. 
Art. IX. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern und Penſioniſten des 
Bundes werden die ihnen gebührenden, beziehungsweiſe bereits bewilligten 
Penſionen pro rata der Matrikel zugeſichert; jedoch übernimmt die königlich 
preußiſche 0 die bisher aus der Bundes⸗Matrikular⸗Kaſſe beftrittenen 
Peenſtonen und Unterftügungen für Offiziere der vormaligen ſchleswig⸗holſtein⸗ 
ſchen Armee und deren Hinterlafjene. 85 
A Art. X. Der Bezug der von der kaiſerlich öſterreichiſchen Statthalter⸗ 
ſchaſt in Holſtein Gedehderten Penſionen bleibt den Intereſſenten bewilligt. 
Die noch im Gewahrſam der kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung befindliche 
Summe von 449,500 Thalern däniſche Reichsmunze in vierprozentigen däni⸗ 
ſchen Staats⸗Obligationen, welche den holſteiniſchen Finanzen angehört, wird 
ES 8 unmittelbar nach der Ratification des gegenwärtigen Vertrages zu⸗ 
7 eritattet 


et. 

Kein Angehöriger der Herzogibit 
terthan Ihrer Majeſtäten des 
Beere wür Wegen eines politifcen B 


_Bte8lau, 3 Sept. [Wafferſtand.] O-P.135.28. UP. — 5.58. 


Am 1, Sept. ind poltzeilich angemeldet worden als an der Cholera 
erkrankt 73, als — geitorben und als geneſen 12 Perſonen. 


Sberſchleſiſche Eiſenbahn. 


i ur öffentlichen Kenntniß, daß von ſetzt ab für die Dauer der bes 
a e Militär⸗Transporte der Güterverkehr nach und bon Station 
Koſel ganz eingeſtellt werden muß, Eilgut und Vieh ausgenommen. 

Breslau, den 2. September 1836. 9851 
Königliche Direction der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


Heute Früh 1% Uhr ſtarb nach kurzen, aber ſchweren Leiden unfer theurer 
Gatte und Vater, der königl. Artillerie⸗ Hauptmann a. D., Haupt⸗Steueramts⸗ 
Controleur Koska, im Alter don 57 Jahren 10 Tagen. N 

Dies allen Verwandten, Freunden und Bekannten ſtatt jeder beſenderen 
Mel dung mit der Bitte um ftille Theilnahme: 8 
Louiſe Kere geborne Koſchel, 

nebſt fünf Kindern. 5 


London, 1, September, Nahmittags. Aus Newpork vom 31. v. M. wird 
. Medfelcours auf London 156, Goldagio 47%, Bonds 112%, 


Baumwolle 33. 
bah % Metalliques 61, 25. 


Wien, 1. Septbr. [Schluß Courfe.] 
1854er Looſe 74, 25. ul 727,00. Nordbahn 163, 50. National⸗An⸗ 
leben 67, 75. Credit⸗Actien 158, 00, Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien⸗Cert. 185, 80. 
Galizier 204, 50. London 129, 25. Hamburg 95, 50. Paris 52, 20. Böͤh⸗ 
miſche Weſtbahn 155, 00, Creditlooſe 119, 25. 1860er Looſe 80, 40. Lom⸗ 
l 1 207, 50. 1864er Looſe 71, 00. Silber⸗Anl. 78, 50. — 
Angenehme Tendenz, ſtill. ; 

Wien, 2. Ent, Di (Privatverkehr.) In Folge der heutigen „Moni 
ker 8 00 anfangs animirt, Schluß flau. Credit⸗Actien 158, 10, Staats- 
bahn 186, 00, 1860er Looſe 80, 40, 1864er Looſe 70, 50. 

Hamburg, 1. Sept., Abends. Bei der heutigen Prämien⸗Verlooſung der 
alten hamburger Staatsprämien⸗Anleihe fiel auf die Nr. 69,653 ein en pre 
von 105,000, auf Nr. 64,823 ein Gewinn von 10,000, auf Nr. 69,67% ein 
Gewinn von 8000, auf Nr. 6040 und Nr. 29,457 ein Gewinn von je 3000 


g, 1. Septb . 2 Uhr 30 Min. Lebhaft, ſteigend. — 
er 2 lateral? Welche 52. Oeſterr. Eredit⸗Actien 60%, 
Defterr. 1860er Looſe 61%. Mericaner 25 en —.— zer nd 
42 4 n — . 
Ruff. i leibe 78. 1866er Aufl. Prämien⸗Anleihe 76%. pCt. 
den Slater, eibe pr. 1882 69%. Disconto 3% pCt. Wien — not., 
— bez. Petersburg — not., — bez. 


Meſeritz, den 1. September 1866. 
Heute Früh 557 Uhr ſtarb plötzlich nach nur wenigen Leidensſtunden auch 
unſer Bu N Ar = gerichtliche Häufer-Adminiftrator, Ren⸗ 


dant S 2. tember 1866. i 
[ass] Dit NE Sie tiefbetrübten Hinterbliebenen. 


Pferde ⸗Muction. 


A ittwoch, den 5. Sept. d. J. Früh 10 Uhr werden 
die von a 5 7555 Ulanen⸗Regiment dem Kreiſe Rybnik zurück⸗ 


dem Gaſthauſe des Freund in Smolna 
3 Pferde ind in en Futterzuſtande. 17101 
Rybnik, den 1. September 1866. N 
Der königliche Landrath. J. V.: Baron von Durant. 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Im Anſchluß an, unfere Bekanntmachung vom 31. v. M. bringen wir 


